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Seine   Magnifizenz  der  Rektor 
Professor  Dr.   Christian  Bartholomae: 

Hochansehnliche  Versammlung,  werte  Kollegen  und 
liebe  Kommilitonen  1 
Ich  habe  die  Ehre,  Sie  alle  im  Namen  des  Senats  der 
Universität  Heidelberg  aufs  herzlichste  zu  begrüßen  und 
Ihnen  dafür  zu  danken,  daß  Sie  in  so  großer  Anzahl  der 
Einladung  gefolgt  sind.  Ich  habe  das  nicht  anders  er- 
wartet. Denn  wenn  schon  die  Dozenten  und  Studenten 
der  Deutschen  Universitäten  in  ihren  politischen  An- 
schauungen weit  auseinander  gehen,  so  erscheinen  sie  doch 
sofort  als  eine  einheitliche  fest  zusammengeschmiedete 
Masse,  wenn  es  sich  darum  handelt,  einzustehen  für  die 
Ehre  und  Wohlfahrt  des  deutschen  Landes  und  Volkes. 
Und  das  gilt  es  heute. 

Als  Deutschland  die  schweren  Bedingungen  des  Waffen- 
stillstandes annahm,  da  geschah  das  im  Vertrauen  auf  die 
14  Wilsonschen  Sätze,  im  Vertrauen  darauf,  daß  der  Friede 
wenn  schon  ein  harter,  so  doch  ein  Rechtsfriede  sein  werde, 
kein  nackter  Gewaltfriede,  insbesondere  daß  für  die  Fest- 
legung der  Grenzen  die  völkische  Zugehörigkeit  der  Ein- 
wohner und  deren  Wille  in  erster  Linie  maßgebend  sein 
würden.  Nun  aber  sind  in  schroffem  Gegensatz  dazu  im- 
perialistische Kräfte  am  Werk  und  annexionistische  Be- 
strebungen im  Gang,  die  die  in  unserer  Nachbarschaft  ge- 
legenen kerndeutschen  Gebiete,  die  Pfalz  und  das  Saar- 
brücker  Becken,  der  französischen  Republik  einverleiben 
wollen,  obwohl  deren  Bewohner  keinen  anderen  Wunsch 
haben  als  Deutsche  zu  sein  und  Deutsche  zu  bleiben.  Da- 
gegen gilt  es,  laute  und  feierliche  Verwahrung  einzulegen. 
Es  hat  aber  kaum  eine  deutsche  Körperschaft  mehr  Anlaß 
und  Recht,  ihre  Stimme  gegen  die  beabsichtigte  Ver- 
gewaltigung jener  Gebiete  zu  erheben  als  die  Dozenten- 
und  Studentenschaft  der  alten  pfälzischen  Universität 
Heidelberg,  unserer  Ruperto  Carola. 


Professor  Dr.  Hermann  Oncken: 

Kommilitonen  I 

Lehrkörper  und  Studentenschaft  unserer  Universität 
haben  sich  vereint,  um  ein  gemeinsames  Bekenntnis  in 
einer  Sache  abzulegen,  in  der  es,  nach  dem  heute  schon 
fast  verklungenen  Worte,  keine  Parteien,  sondern  nur 
Deutsche  gibt.  Wir  alle  suchen  uns  von  der  Schwere  des 
Zusammenbruches,  die  auf  unseren  Seelen  lastet,  zu  be- 
freien, durch  Arbeit  und  Sorge  für  die  Not  des  Tages, 
durch  Entwürfe  für  den  Neubau  einer  besseren  Zukunft, 
durch  einen  geistigen  Flug  in  neue  Höhen:  da  kann  es 
nicht  anders  sein,  als  daß  unsere  Wege  im  einzelnen  weit 
auseinandergehen.  Heute  aber  wollen  wir  einer  Pflicht 
gedenken,  in  der  es  nichts  Trennendes  gibt,  einer  Pflicht, 
die  uns  alle  eint:  mutig  einzutreten  für  das,  was  von  jeher 
zum  deutschen  Volke  und  zum  deutschen  Staate  gehörte 
und  ihm  darum  für  immer  verbleiben  soll.  Das  wollen  wir 
als  Angehörige  einer  deutschen  Universität  und  zwar  der 
pfälzischen  Universität  vor  aller  Welt  bekennen. 

Als  deutsche  Universität.  Diese  älteste  Stätte  deut- 
schen akademischen  Geisteslebens  ist  doch  wohl  dazu  be- 
rufen, in  dieser  großen  seelischen  Not  des  Deutschtums  in 
der  Welt  ihre  Stimme  zu  erheben.  Der  Ausgang  des  Krie- 
ges, der  unseren  Staat  und  unsere  Wirtschaft  im  engeren 
Sinne  so  schwer  getroffen  hat,  ist  ein  furchtbarer  Schlag 
auch  für  das  gesamte  Deutschtum  weit  über  die  Grenzen 
unseres  Reiches  hinaus.  Das  Wort  der  Russen  von  1914, 
der  Krieg  gehe  nicht  nur  gegen  das  Deutsche  Reich,  son- 
dern auch  gegen  das  Deutschtum,  hat  sich  in  den  Kriegs- 
jahren immer  unheilvoller  erfüllt,  und  heute  sehen  wir  das 
Schicksal  des  gesamten  Deutschtums  in  unsere  Nieder- 
lage mit  hineingezogen,  in  der  Ostmark  wie  im  Elsaß,  in 
Deutschböhmen  wie  in  Südtirol,  im  Baltenlande  und  auch 


dort  wo  die  Deutschen,  wie  in  Amerika,  längst  von  uns 
gelöst  mitten  in  fremdem  Volkstum  sitzen.  Überall  sehen 
wir  die  Söhne  unseres  Volkes  in  seelischer,  in  kultureller, 
in  wirtschaftlicher  Not,  umbrandet  von  fremden  Natio- 
nalitäten, vergewaltigt  von  feindlichem  Zwang,  überall 
sehen  wir  Trümmer  und  Splitter  dahintreiben,  und  manches 
mag  für  immer  verloren  sein.  Unser  einstmals  so  starker 
Arm  vermag  ihnen  allen  nicht  zu  helfen,  wir  können  die 
Schicksalsgenossen  nur  aus  der  Ferne  grüßen  und  ver- 
weisen sie,  als  Gelöbnis  und  Hoffnung  der  Zukunft,  auf  die 
geistigen  Bande,  die  unsterblich  sind  und  uns  fortan  nur 
noch  enger  miteinander  verbinden  sollen.  Aber  die  Gefahr 
ist  uns  jetzt  noch  weit  näher  gerückt,  sie  greift  unmittelbar 
auf  Teile  unseres  Volkstums  über,  die  nicht  nur  in  den 
Jahrhunderten  des  alten  Reiches  zu  uns  gehört,  sondern 
auch  das  neue  Reich  mit  uns  geschaffen,  die  an  unserer 
Seite  in  ihm  gelebt  haben  bis  in  Not  und  Tod  dieses  Krieges 
hinein.  Der  französische  Eroberungswille  hat  auf  Saar- 
brücken und  auf  Teile  der  Pfalz  seine  Ansprüche  angemel- 
det. Vor  solcher  Bedrohung  dürfen  wir  vollends  nicht 
stillesitzen  und  uns  ducken,  da  muß  die  Heidelberger  Uni- 
versität, auch  ohne  daß  sie  eine  Politik  triebe,  die  nicht 
ihres  Amtes  ist,  als  Pfälzer  Universität  aufstehen,  um  ein 
Bekenntnis  für  unsere  nächsten  Stammesgenossen  abzulegen. 
Als  Pfälzer  Universität.  Seit  den  Tagen,  wo  Pfalzgraf 
Ruprecht  die  Universität  gestiftet  hat,  sind  die  Schick- 
sale dieser  Landschaft  und  dieser  Universität  auf  das  engste 
verbunden  in  guten  wie  in  bösen  Tagen.  Der  Krieg,  mit 
dem  Ludwig  XIV.  die  Pfalz  heimsuchte,  von  dem  die  Schloß- 
ruine droben  vernehmlich  kündet,  er  hat  auch  die  Univer- 
sität für  Jahre  fast  zum  Erlöschen  gebracht.  Diese  Er- 
innerungen des  17.  Jahrhunderts,  die  schon  wie  eine  ver- 
schollene Mär  hinter  uns  zu  liegen  schienen,  sind  heute 
wieder  lebendig  geworden,  wo  wir  wenige  Stunden  von 
den  französischen  Waffen  am  Rhein  entfernt,  als  aufrechte 
Männer  Zeugnis  ablegen  wollen,  wie  es  die  Stimme  unseres 
Gewissens  von  uns  verlangt.    Denn  die  Franzosen,  die  sich 


in  den  Kriegsjahren  amtlich  nur  zu  dem  zweideutigen  Kriegs- 
ziel der  Desannexionen  bekannten,  sind  jetzt,  nachdem  sie 
es  erreicht  haben,  einen  Schritt  weitergegangen.  Sie  wollen 
die  Politik  der  Reunionen  wieder  aufnehmen;  in  der  Pfalz 
wie  in  Saarbrücken  möchten  sie  die  Traditionen  Ludwigs 
XIV.  und  Napoleons  I.  erneuern. 

Gegen  diese  Pläne  erhebt  diese  akademische 
Kundgebung  feierlichen  Protest.  Wenn  die  Fran- 
zosen sich  auf  ein  altes  Recht  berufen,  so  werden  wir  ihnen 
auf  dem  Boden  dieses  alten  Rechtes  begegnen,  um  ihnen 
mit  dem  historischen  Recht,  dem  Recht  der  Verträge,  Rede 
zu  stehen.  Wenn  sie  aber  einen  neuen  Rechtstitel  oder 
Vorwand  hervorsuchen,  so  wollen  wir  ihnen  auch  mit  den 
unveräußerlichen  Rechten  des  Menschen,  mit  dem  Rechte, 
das  mit  uns  geboren  ist,  mit  dem  Rechte,  das  jetzt  eine 
neue  Weltordnung  begründen  soll,  unsere  Antwort  geben. 

Von  dem  historischen  Rechtsanspruch  der  Deutschen 
spreche  ich  hier  nur  kurz  im  großen  Zusammenhange.  Herr 
Kollege  Windelband  wird  die  Einzelheiten  dieser  Fragen 
nach  mir  besonders  erörtern.  Ich  stelle  jetzt  also  nur  das 
Allgemeinste  fest.  Von  dem  rein  deutschen  Charakter  aller 
Landschaften,  die  in  Frage  stehen,  brauche  ich  vor  Ihnen 
kein  Wort  zu  verlieren;  und  ebensowenig  darüber,  daß 
dieser  rein  deutsche  Charakter  der  Bevölkerung  allen  Mit- 
teln des  Zwanges  und  allen  Künsten  der  Verführung  wider- 
stehen wird,  die  etwa  aufgeboten  werden  könnten,  ihn  zu 
verwischen. 

Völkerrechtlich  sind  diese  deutschen  Gebiete  nur  vor- 
übergehend in  der  Vergangenheit  vom  deutschen  Reichs- 
körper losgerissen  und  dem  französischen  Staate  angeglie- 
dert gewesen:  Saarbrücken  und  der  Hauptteil  des  Saar- 
beckens allein  von  1680  bis  1697,  und  von  1801  bis  1815; 
die  Pfalz  in  ihrem  wesentlichen  Umfange  überhaupt  nur 
in  der  zweiten  Periode  von  1801  bis  1814,  wo  das  ganze 
linke  Rheinufer  französisch  war;  einzig  von  den  isolierten 
Plätzen  Landau  und  Saarlouis  ist  zu  sagen,  daß  sie  auch 
von  der  ersten  bis  zur  zweiten  Periode  unter  französischer 


Fremdherrschaft  gestanden  haben.    Es  handelt  sich  also  in 
der    Hauptsache   nur   um   historische   Zwischenspiele   von 
ganz  kurzer  Dauer,  um  ein  Jahrhundert  voneinander  ge- 
trennt.  Beidemale,  am  Ende  des  17.  Jahrhunderts  und  zu 
Anfang  des  19.  Jahrhunderts,  fällt  die  Fremdherrschaft  in 
die    Höhepunkte   französischer    Gewaltpolitik   in    Europa; 
beidemal  hat  das  verbündete  Europa  mit  den  Waffen  den 
Bruch  des  Friedens  und  des   Rechts  wieder  gutgemacht, 
das  alte  Recht  wiederhergestellt;  beidemal,  in  den  Zeiten 
Ludwigs   XIV.   und    Napoleons,   ist   England   der   Führer 
dieser  Allianz  gewesen,  in  denen  das  angegriffene  Europa 
sich  gegen  das  nimmersatte  Frankreich  zur  Wehr  setzte. 
Über  den  Charakter  der  Reunionspohtik,  der  1680  auch 
Saarbrücken  vorübergehend  zum  Opfer  fiel,  gab  es  damals 
nur   eine   europäische  Meinung;   und  es  ist  bezeichnend, 
daß  vor  dem  Kriege  auch  die  französische  Geschichtschrei- 
bung in  ihren  Führern  nicht  anders  darüber  dachte  als 
etwa  die  deutsche  oder  englische  Geschichtschreibung.   So 
schreibt  Erneste  Lavisse  in  seiner  Histoire  de  France  (1906): 
,, Niemals  hat  Ludwig  XIV.  sich  durch  einen  Vertrag 
gebunden  erachtet.    Er  hat  in  seinen  Memoires  seinem 
Sohne  die  Meinung  ausgesprochen,  daß  die  Worte  der 
Verträge  den  Komplimenten  gleichen,  die  man  in  der 
großen  Welt  macht,  und  nur  eine  im  Verhältnis  zu  ihrem 
Klange  ganz  untergeordnete   Bedeutung  besitzen.    Er 
hat  beinahe  jedes  Wort  gebrochen,  das  er  gegeben  hat. 
Er  hat  beim  Tode  des  Königs  von  Spanien  Advokaten- 
kniffe als  Kriegsgründe  ausgesucht  und  ähnliche  Kriegs- 
gründe nach  dem   Frieden  von   Nymwegen  gefunden, 
um  die  Reunionen  zu  unternehmen." 
„Chicanesdeprocureurs"  —  das  war  nach  französi- 
schem Urteil  der  Rechtstitel  des  17.  Jahrhunderts  auf  Saar- 
brücken und  die  Pfalz.  Ein  Blick  in  die  französische  Erobe- 
rungspublizistik und  in  die  französische  Verhandlungsführung 
von  heute  zeigt,  daß  diese  Gabe  der  „chicanes  de  procu- 
reurs"  noch  immer  das  Mäntelchen  für  die  nackte  Gewalt 
liefern   muß.    Im    17.  Jahrhundert   war   dieser   Mißbrauch 
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von  kurzer  Dauer.  Derselbe  Friede  von  Ryswijk  im  Jahre 
1697,  der  die  vertriebene  Universität  Heidelberg  aus  dem 
fünfjährigen  Exil  in  Frankfurt  wieder  in  die  Ruinen  der 
Neckarstadt  zurückführte,  hat  durch  ein  Votum  der  euro- 
päischen Mächte  auch  Saarbrücken  zum  Reiche  zurück- 
gebracht :  so  eng  waren  in  der  Vergangenheit  unsere  Schick- 
sale miteinander  verflochten. 

Die  Fremdherrschaft  in  der  napoleonischen  Zeit  war 
von  nicht  längerer  Dauer,  aber  sie  erstreckte  sich  über  ein 
viel  größeres  Gebiet,  über  das  ganze  linke  Rheinufer,  und 
sie  griff  tiefer  in  den  Geist  der  Bevölkerung  hinein.  Aber 
französisch  wurde  sie  darum  doch  nicht.  Und  wenn  die 
Franzosen  sich  darauf  berufen,  daß  auch  Saarbrücken  und 
die  Pfalz  sich  1802/4  an  den  Plebisziten  für  den  Konsul 
bzw.  Kaiser  Napoleon  beteiligt  hätten,  so  hat  es  sich  nicht 
um  einen  Akt  der  Selbstbestimmung  gehandelt,  der  einer 
nationalen  Willensbekundung  gleichzuachten  wäre,  son- 
dern nur  um  eine  erzwungene  Erklärung  über  die  geltende 
Staatsform  und  nichts  anderes.  Da  das  gleiche  Plebiszit 
damals  in  Brüssel  und  Antwerpen,  in  Genf  und  Turin  ab- 
gegeben worden  ist,  so  empfiehlt  es  sich  für  die  Franzosen, 
bei  den  befreundeten  Belgiern,  Itahenern  und  Welsch- 
schweizern einmal  nachzufragen,  welche  rechtliche  und 
historische  Beweiskraft  sie  solchen  Vorgängen  vor  hundert 
Jahren  heute  beimessen.  So  steht  es  um  das  ,, Recht"  der 
Franzosen.  Den  Pariser  Frieden  von  1815  aber,  der  auch 
über  die  Zugehörigkeit  Saarbrückens  und  Landaus  zum 
Deutschen  Reiche  entschied,  bezeichnen  sie  heute  als  ein 
ihnen  damals  zugefügtes  ,, Unrecht",  das  jetzt  wieder  gut- 
gemacht werden  soll.  Allerdings  hatten  die  europäischen 
Mächte  1814  eingewilligt,  außer  Landau  auch  Saarbrücken, 
also  ein  Plus  gegenüber  der  französischen  Staatsgrenze  von 
1792,  bei  Frankreich  zu  belassen.  Erst  der  erneute  Friedens- 
bruch Napoleons  im  Jahre  1815  bewog  die  Mächte  dazu, 
diese  Konzession  wieder  zurückzunehmen  und  Saarbrücken, 
dem  Wunsche  seiner  deutschen  Bewohner  entsprechend,  an 
Deutschland  zurückzugeben.   Man  hatte  soeben  von  neuem 


erfahren,  mit  welchem  Gegner  man  es  zu  tun  hatte.  ,,Die 
überwiegende  Meinung  in  England  ist,"  so  schrieb  der  eng- 
lische Ministerpräsident  Lord  Liverpool  an  Lord  Castle- 
reagh  am  15.  JuU  1815,  ,,daß  wir  vollkommen  berechtigt 
sind,  uns  den  gegenwärtigen  Moment  zunutze  zu  machen, 
um  von  Frankreich  die  hauptsächlichsten  Eroberungen  Lud- 
wigs XIV.  zurückzunehmen  (to  take  back  from  France 
the  principal  conquests  of  Louis  XIV).  Es  wird  mit  vielem 
Nachdruck  geltend  gemacht,  daß  Frankreich  niemals  die 
Demütigung,  die  es  empfangen  hat,  vergessen,  sondern  die 
erste  Gelegenheit  wahrnehmen  wird,  seinen  militärischen 
Ruhm  zurückzugewinnen." 

Die  Franzosen  aber  haben  durch  den  Mund  Talleyrands 
sich  im  Herbste  1815  ausdrücklich  zur  Annahme  der  Gren- 
zen erboten,  die  auf  die  alten  Grenzen  von  1790  zurück- 
griffen,  also  auch  zu  dem  Verzicht  auf  Saarbrücken;  sie 
sahen  so  wenig  ein  ,, Unrecht"  in  dieser  Korrektur,  daß  sie 
im  stillen  zufrieden  waren,  nach  Belle  Alliance  so  billigen 
Kaufes  davonzukommen.  Denn  nicht  die  Härte,  son- 
dern die  Schonung  hat  diese  Bedingungen  von  1815 
diktiert  —  darüber  mögen  die  Franzosen  bei  den  Historikern 
aller  Völker  nachlesen,  mit  denen  sie  heute  verbündet  sind. 
Die  Erinnerungen  an  die  napoleonische  Ära  pflegen  eben 
bei  allen  Völkern  Europas  andere  Ideenverbindungen  als 
die  eines  den  Franzosen  zugefügten  Unrechts  auszulösen. 


So  steht  es  mit  dem  historischen  Recht  der  Verträge: 
gibt  es  daneben  vielleicht  ein  neues  Recht,  auf  das  die  Fran- 
zosen sich  berufen  könnten  ?  Sie  suchen  eine  Rechtfertigung 
für  ihren  Anspruch  in  unserer  Kriegsführung,  in  unseren 
Gewalttätigkeiten,  wie  z.  B.  der  Zerstörung  der  Kohlen- 
gruben zu  Lens.  Sie  geben  uns  zu  verstehen,  sie  würden 
gar  nicht  so  sein,  wenn  wir  nicht  so  gewesen  wären;  aber 
da  wir  so  waren,  so  brauchen  sie  jetzt  eine  Kompensation, 
und  das  von  Rechts  wegen.  Dabei  haben  sie  ganz  und  gar 
vergessen,  daß  ihre  Eroberungsziele  auch  schon  vor  1870, 
als  zur  Revanche  noch  kein  Anlaß  vorlag  und  auch  die 
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Kohlengruben  von  Lens  noch  nicht  nach  Rache  schrien, 
genau  die  gleichen  gewesen  sind  wie  heute.  Ich  erinnere 
nur  an  die  bekannte  Szene  des  Jahres  1866,  als  nach  der 
Schlacht  bei  Königgrätz,  beim  Herannahen  preußisch- 
österreichischer Friedensverhandlungen  im  Auftrage  Napo- 
leons III.  der  Botschafter  Benedetti  im  preußischen  Haupt- 
quartier erschien,  um  den  Siegern  in  den  Arm  zu  fallen  und 
beim  Friedensschluß  ein  ganz  bestimmt  formuliertes  Trink- 
geld zu  erpressen.  Die  Forderung  hieß:  Saarbrücken  und 
Landau.  Genau  vde  heute  und  das  nach  fünfzig  Jahren 
des  Friedens!  Es  ist,  wie  Sie  sehen,  immer  derselbe  Geist 
in  wechselnden  Gestalten:  im  17.  Jahrhundert  nannte  er 
sich  Reunion,  im  Jahre  1866  Compensation,  heute  nach 
dem  großen  Kriege  Reparation.  Es  ist  der  Geist  der  Gewalt- 
politik und  Eroberung,  deren  Ziel  bei  Saarbrücken  einen 
ganz  besonders  gewinnbringenden  schwarzen  Hintergrund 
hat,  es  ist  der  Geist,  der  dem  Rechte  einer  neuen  Zeit  dia- 
metral entgegengesetzt  ist. 

Denn  was  bedeutet  diese  französische  Forderung  ?  Allein 
das  Saargebiet,  das  am  heißhungrigsten  erstrebte  Ziel  un- 
serer Feinde,  zälilt  etwa  75  000  Arbeiter:  50  000  Bergleute 
und  25  000  Hüttenleute.  Und  nun  wollen  \sir  nicht  nur 
fragen:  ist  es  politisch  klug,  dem  an  Kopfzahl  stärksten 
Volke  Europas  eine  Irredenta  abzunötigen,  die  nur  den 
Weg  aller  Irredenten  gehen  könnte  und  nur  die  Mittel 
aller  Irredenten,  auch  die  revolutionärsten,  anzuwenden 
genötigt  sein  würde  ?  Sondern  wir  fragen :  wie  stimmt  es  zu 
dem  neuen  Zeitalter  nationaler  Selbständigkeiten,  das  auch 
wir  anerkennen  und  sogar  mit  Opfern  an  unsere  Nachbarn 
herbeizuführen  bereit  sind,  w^enn  Hunderttausende  von 
Menschen  aus  dem  Leibe  ihrer  Nation,  einer  führenden 
Kulturnation  Europas,  herausgerissen  und  in  einen  anderen 
Staat  künstlich  verpflanzt  werden  sollen  ?  Wie  stimmt  es 
mit  der  Selbstbestimmung  demokratischer  Völker  überein, 
wenn  solche  Verschiebungen  gegen  den  einmütigen  Willen 
dieser  Massen  erfolgen  sollen,  die  zu  befragen  man  sich  wohl 
hüten  wird  ?    Und  wie   stimmt   es   zu   dem   Zeitalter  der 
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Solidarität  der  Arbeiter,  die  doch  eine  der  festesten  Stützen 
des  Weltfriedens  der  Zukunft  werden  muß,  wenn  im  In- 
teresse kapitalistisch-imperialistischer  Gewinnsucht  große 
geschlossene  und  vorgeschrittene  Arbeiterschaften  wie  eine 
Hammelherde  verhandelt,  entnationalisiert,  aus  allen  ihren 
organisatorischen  und  geistigen  Zusammenhängen  heraus- 
gezerrt werden  sollen  ?  Gegen  diese  Gewalt,  die  uns  an- 
getan werden  soll,  protestieren  wir  feierlich  im  Namen 
des  historischen  wie  des  natürlichen  Rechts,  im 
Namen  des  Rechts  der  Zukunft  gegen  das  geistige 
Erbe  Ludwigs  XIV.  und  Napoleons,  das  die  Welt  nicht 
zur  Ruhe  kommen  lassen  will  und  den  Frieden  von  1919 
im  Keime  vergiftet. 


Freilich,  wir  stehen  mit  diesem  Protest  heute  einsam 
und  allein,  wir  können  nicht  mehr  an  unser  Schwert  schla- 
gen, denn  es  ist  uns  zerbrochen,  wir  haben  nur  die  Gerech- 
tigkeit der  Sache  für  uns  —  die  aber  ist  unsterblich.  Um 
ihretwillen  müssen  wir  reden.  Freilich  gibt  es  manche 
auch  unter  uns,  die  schweigen  müssen,  weil  sie  einen  ähn- 
lichen Geist  gepredigt  haben,  wie  er  die  Franzosen  heute 
beseelt  —  aber  wir  dürfen  doch  daran  erinnern,  daß  von 
Angehörigen  dieser  Universität  während  des  Krieges  mehr 
als  eine  Kundgebung  ausgegangen  ist,  die  sich  gegen  natio- 
nalistische Überspannung  der  Kriegsziele  im  eigenen  Lager 
gewandt  hat.  Es  gibt  auch  wohl  den  einen  oder  anderen 
unter  uns,  der  resigniert  meint:  was  nutzt  das  alles,  wir 
werden  doch  vergewaltigt,  und  es  bleibt  uns  nichts  übrig 
als  alles  schweigend  hinzunehmen.  Auf  diese  Stimmung 
antworte  ich  einmal  mit  dem  Dichterworte: 

Der  eine  fragt:  was  kommt  danach? 

Der  andre  fragt  nur:  ist  es  recht? 

Und  also  unterscheidet  sich 

Der  Freie  von  dem  Knecht. 
Ich  fürchte  nicht,  daß  die  akademische  Jugend,  die  aus 
dem   Kriege   zurückgekehrt  ist,  nun  daheim  einer  Duck- 
mäuserei verfallen  wird,  die  ihr  immer  fremd  gewiesen  ist. 
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Ich  halte  diese  Stimmung  der  Resignation  nicht  nur  für 
unmännhch  und  undeutsch;  ich  lialte  sie  vor  allem  für 
pohtisch  verderblich,  weil  wir  mit  ihr  aus  dem  Zusammen- 
bruch überhaupt  nicht  herauskommen;  ich  halte  sie,  nach 
innen,  aber  auch  nach  außen,  was  man  viel  zu  wenig  be- 
denkt, für  unpolitisch  im  höchsten  Grade,  für  einen  nicht 
wieder  gutzumachenden  Fehler. 

Nicht  nur  aus  einer  allgemeinen  Erwägung  der  nationalen 
Moral.  Wir  wollen  doch  heute,  Kommilitonen,  nicht  ver- 
gessen, daß  jenseits  des  Rheins  Hunderttausende,  Milüonen 
von  Volksgenossen  leben,  die  sich  nicht  frei  bewegen,  nicht 
frei  sprechen  können,  aber  aus  unserem  Munde  hören  wollen, 
daß  wir  aufrecht  stehen,  daß  wir  ihnen  die  Treue  bewahren 
und  alles  tun,  was  in  unseren  Kräften  steht.  Dieselbe  Treue 
sind  wir  den  ungezählten  Söhnen  von  diesseits  und  jenseits 
des  Rheines  schuldig,  die  als  Opfer  dieses  Krieges  gefallen 
sind.  Denn  wenn  sie  für  irgend  etwas  in  den  Kampf  zogen, 
so  war  es,  um  deutsches  Land  zu  schützen  und  ihre  deut- 
schen Brüder  nicht  die  Knechte  der  Fremden  werden  zu 
lassen:  und  nicht  mit  Jeremiaden,  nur  mit  Männlichkeit 
können  wir  das  Gedächtnis  der  gefallenen  Helden  ehren. 

.ALer  unser  Schweigen  wäre  aus  einem  ganz  bestimmten 
Grunde  auch  ein  politischer  Fehler.  Es  gibt  unter  unseren 
Gegnern,  wie  wir  wissen,  solche  Mächte,  die  den  Sieg  zu 
einem  Gewaltfrieden  ausnutzen  wollen.  Es  gibt  aber 
auch  Gegner,  die  in  der  Frage  Pfalz  und  Saarbrücken,  die 
uns  heute  bewegt,  auch  jetzt  noch  mit  Nachdruck  den  Ge- 
danken eines  Gerechtigkeitsfriedens  vertreten.  Und  zu 
ihnen  sprechen  wir  heute  besonders,  denn  sie  haben  das 
Recht  zu  erfahren,  wie  die  Deutschen  denken,  sie  können 
in  ihrem  Widerstand  gegen  die  französischen  Entstellungen 
der  Geschichte  und  der  Rechtslage  eine  Resonanz  aus  der 
Mitte  derer,  die  es  angeht,  erwarten.  Und  so  appellieren 
wir  heute  an  das  Wort,  das  der  Erwählte  des  amerikanischen 
Volkes  am  6.  April  1918  gesprochen  hat: 

,,Wir  sind  bereit,  bei  der  Schlußabrechnung  gerecht 

gegen  das   deutsche   Volk   zu  verfahren  wie   mit  den 
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anderen  Mächten.  Es  kann  bei  dem  Endurteil  keinen 
Unterschied  zwischen  den  Völkern  geben,  wenn  es  wirk- 
Hch  gerecht  sein  soll.  Irgend  etwas  anderes  vorzu- 
schlagen als  Gerechtigkeit,  unparteiische  und  leiden- 
schaftslose Gerechtigkeit  gegenüber  Deutschland,  wie 
immer  der  Krieg  ausgehen  mag,  hieße  unsere  eigene 
Sache  im  Stiche  lassen  und  entehren;  denn  wir  verlan- 
gen nichts,  was  wir  nicht  auch  bereit  wären  zu  be- 
willigen." 

Wenn  diese  Worte  einen  Sinn  haben,  so  entsprechen  sie 
genau  der  Forderung,  die  wir  heute  vertreten,  und  wir 
haben  Grund  zur  Annahme,  daß  die  amerikanischen  Bevoll- 
mächtigten, statt  sich  zu  Helfershelfern  Clemenceau's 
herzugeben,  auch  in  der  Frage  Pfalz  und  Saarbrücken  bis 
jetzt  ganz  im  Geiste  der  Programmpunkte  Wilsons  gehandelt 
haben  —  mag  das  amerikanische  Volk  daher  durch  den 
Mund  Heidelbergs  erfahren,  daß  das  ganze  deutsche  Volk 
hinter  dieser  Politik  der  amerikanischen  Führer  steht. 
Wir  brauchen  den  Amerikanern  ja  nicht  zu  sagen,  wer  die 
Pfälzer  sind:  sie  kennen  die  Palatines  aus  ihrer  eigenen 
Siedlungsgeschichte  als  die  ersten  deutschen  Einwanderer, 
die  vor  Franzosennot  und  Glaubensnot  im  Zeitalter  Lud- 
wigs XIV.  über  den  Ozean  geflüchtet  sind,  und  sie  wissen, 
daß  das  Pennsylvania  Dutch  seit  zweihundert  Jahren 
eine  Mischung  zwischen  Pfälzisch  und  Englisch  darstellt  und 
in  dieser  Form  sogar  die  deutsche  Sprache  in  gewisser  Weise  be- 
wahrt hat.  Sie  wissen  auch,  daß  der  größte  Deutschamerikaner, 
Carl  Schurz,  dessen  90.  Geburtstag  morgen  sein  würde,  ein 
Linksrheiner  war,  der  wenn  er  lebte,  seine  Stimme  mutig 
für  die  Sache  des  Rechts  und  seines  ersten  Vaterlandes 
erheben  würde.  Wir  begrüßen  daher,  daß  die  Führer  des 
amerikanischen  Volkes  nicht  die  ungeheure  Verantwortung 
für  einen  Rechtszustand  übernehmen  wollen,  der  eine  Ver- 
söhnung für  immer  ausschließt;  daß  sie  nicht  das,  was  so- 
gar die  Kabinettspolitik  des  europäischen  ancien  regime 
zugunsten  des  Rechts  am  Ausgang  des  17.  Jahrhunderts 
und  am  Anfang  des   19.  Jahrhunderts  entschieden  hatte, 
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heute  mit  einem  Seelenschacher,  der  uns  hinter  den  "Wiener 
Kongreß  zurückwerfen  würde,  in  ein  Unrecht  verwandeln 
wollen  —  wie  denn  auch  den  Engländern,  wenn  sie  eine 
sachliche  Politik  zu  treiben  sich  entschlössen,  ihre  eigenen 
historischen  Traditionen  von  1697  und  1815  eigentlich 
einen  ganz  bestimmten  Weg  zeigen  sollten. 

Aber  wir  wenden  uns  mit  unserer  Kundgebung  nicht 
nur  an  die  Feinde,  die  uns  hören  wollen,  sondern  auch  an 
die  ganze  Welt,  die  nach  den  Erschütterungen,  deren  Aus- 
gang sich  noch  nicht  absehen  läßt,  auf  eine  endgültige  Be- 
friedigung hofft.  Die  Welt  als  Ganzes  ist  daran  beteiligt, 
daß  statt  der  Gesinnung  zum  Völkerbunde,  zu  dem  wir 
ehrlich  bereit  sind,  im  deutschen  Volke  nicht  eine  Atmo- 
sphäre geschaffen  wird,  die  nur  für  den  Augenblick  zusam- 
mengedrückt werden  kann,  aber  schließlich  doch  explo- 
dieren muß.  Die  Welt  mag  wissen,  daß  diese  unterirdische 
Flamme  in  der  Mitte  dieses  durchwühlten  Europas  in  derStille 
so  weit  um  sich  fressen  wird,  bis  sie  eines  Tages  wie  ein  Vulkan 
durch  alle  Hindernisse  hindurchbricht  —  nicht  heute,  nicht 
morgen,  nicht  in  den  kommenden  Jahren,  die  Mühlen  der 
Weltgeschichte  mahlen  langsam  aber  sicher,  und  die  großen 
Nationen  sind  unsterblich. 

Das  alles  steht  in  dieser  Frage,  die  heute  Lehrkörper 
und  Studentenschaft  unserer  Ruperto-Carola  zusammen- 
geführt hat,  nicht  nur  für  Deutschland  und  Frankreich, 
sondern  für  die  Welt  auf  dem  Spiele.  Durch  das  Tor  der 
Vergewaltigung  schreiten  wir  in  eine  Welt  unberechenbar 
dunkler  Möglichkeiten,  durch  das  Tor  der  Gerechtigkeit 
allein  werden  und  wollen  wir  in  ein  Zeitalter  des  Friedens 
schreiten,  den  die  Menschheit  ersehnt. 


Privatdozent  Dr.  Wolfgang  Windelhand: 

Meine  Damen  und  Herren,  Kommilitonen! 
Wir  sind  hier  zusammengekommen,  um  unsere  Stimme 
zu  erheben  gegen  die  Vergewaltigung,  die  unserem  Vater- 
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lande  droht.  Urdeutsche  Gebiete,  die  durch  Stammes-, 
Sprach-  und  Blutsverwandtschaft  sowie  durch  die  geschicht- 
liche Überhefcrung  Teile  des  Reiches  darstellen,  sollen  ihm 
entrissen  werden;  sie  sollen  durch  einen  Akt  unerhörtester 
Gewalt  gezwungen  werden,  fortan  Fremdherrschaft  über 
sich  ergehen  zu  lassen.  Frankreich  streckt  wieder  einmal  wie 
schon  so  oft  in  der  Geschichte  seine  lüsternen  Finger  nach 
der  Rheingrenze  aus.  Es  gibt  niemanden  hier  unter  Ihnen 
allen,  kein  einziger  ist  hier  im  Saale,  der  an  dem  unverfälsch- 
ten Deutschtum  der  gefährdeten  Gebiete  zweifelte.  Einig 
sind  wir  in  der  Gesinnung  und  in  dem  unerschütterlichen 
Entschluß,  uns  nie  unter  dieses  Joch  zu  beugen.  Wenn  dem 
so  ist,  welchen  Zweck  soll  es  denn  dann  haben,  wenn  in 
dieser  Versammlung  gerade  der  Historiker  zu  Worte  kommt  ? 
Der  Historiker  kann  ja,  indem  er  mit  den  Waffen  seiner 
Wissenschaft  kämpft,  doch  nur  aufs  neue  das  erhärten,  was 
Sie  schon  wissen,  daß  diese  Gebiete  deutsch  sind  und  immer 
deutsch  gewesen  sind.  Aber  seit  Wochen  und  Monaten 
arbeitet  die  französische  Propaganda  mit  angeblich  der 
Geschichte  entstammenden  Gründen,  sie  stöbert  in  der 
Vergangenheit  herum,  ob  sie  ihr  nicht  doch  Agitationsstoff 
entnehmen  könne,  und  die  einzelnen  Fetzen  und  Fetzchen, 
die  sie  entdeckt  oder  zu  entdecken  glaubt,  klebt  und  bastelt 
sie  zu  einem  Mäntelchen  zusammen,  das  schamhaft  den 
eigentlichen  Antrieb  ihres  Handelns,  die  krasseste  Begehr- 
lichkeit verhüllen  soll.  Mit  äußerster  Energie  ist  sie  an  die- 
sem Werk.  Und  wir  müßten  mit  voller  Blindheit  geschlagen 
sein,  wenn  wir  nicht  aus  100  Ereignissen  dieses  Krieges 
die  Lehre  gezogen  hätten,  daß  solche  Propaganda  unter 
allen  Umständen  nicht  unwidersprochen  bleiben  darf.  Bei 
Kriegsausbruch  und  leider  auch  noch  lange  Zeit  danach 
haben  wir  uns  auf  den  Standpunkt  gestellt,  daß  es  unter 
unserer  Würde  und  für  uns  selbst  gar  nicht  vorteilhaft  sei, 
wenn  wir  uns  gegen  die  unglaublichen  Beschuldigungen 
unserer  Gegner  wehrten.  Im  Glauben  an  die  Vernunft  und 
im  Glauben  an  die  Stoßkraft  unserer  guten  Sache,  die  sich 
von  selbst  durchsetzen  werde,  haben  wir  uns  auf  den  Stand- 
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punkt  des  anständigen  Privatmannes  gestellt  und  darüber 
vergessen,  daß  auch  die  plumpste  Verdrehung  und  die  blöd- 
sinnigste Verleumdung  schließlich  doch  ihre  Wirkung  tut, 
wenn  sie  nur  genügend  oft  und  mit  genügendem  Nachdruck 
wiederholt  wird.  Unabsehbar  ist  der  Schaden,  den  uns  diese 
Haltung  hat  erleiden  lassen,  und  deshalb  dürfen  wir  jetzt 
nicht  wieder  in  denselben  Fehler  verfallen.  Wir,  die  wir 
hier  versammelt  sind,  wir  wissen,  daß  wir  das  Recht  für 
uns  haben,  wenn  wir  das  linke  Rheinufer,  die  Pfalz  und  das 
Saarbecken  als  kerndeutsche  Gebiete  in  Anspruch  nehmen. 
Aber  wir  können  diese  Tatsache  nicht  laut  genug  in  die 
Welt  hinausschreien.  Wir  dürfen  die  Welt  der  Bearbeitung 
durch  unsere  Feinde  nicht  wehrlos  überlassen,  und  dabei 
ist  es  die  Sache  des  Historikers,  aus  der  Vergangenheit  auf- 
zuzeigen, wie  haltlos  die  Behauptungen  der  französischen 
Propaganda  sind.  Auch  der  Historiker  hat  sein  Teil  dazu 
beizutragen,  um  das  Gewebe  des  feindlichen  Anspruchs  zu 
zerreißen  und  ihn  in  seiner  ganzen  Nichtigkeit  bloßzustellen. 

Die  französischen  Annexionisten  begründen  ihren  An- 
spruch vor  allem  damit,  daß  diese  Gebiete  in  früherer  Zeit 
mit  Frankreich  vereinigt  gewesen  seien;  und  während  die- 
ser Vereinigung  habe  sich  die  Bevölkerung  mit  solcher  Hin- 
neigung zu  Frankreich  erfüllt,  daß  ihre  spätere  Loslösung 
ihren  Wünschen  widersprochen  habe.  Deshalb  sei  es  nichts 
anderes  als  die  Durchführung  des  heute  anerkannten  Prin- 
zips des  Selbstbestimmungsrechts  der  Nationen,  wenn 
Frankreich  diese  zu  ihm  zurückstrebenden  Kinder  in  seine 
mütterlichen  Arme  schließe. 

Daß  im  eigentlichen  Rheinland  während  der  kurzen 
Zeit  der  Franzosenherrschaft  im  Zeitalter  der  Revolution 
keineswegs  eine  solche  Stimmung  geherrscht  hat,  wie  die 
Franzosen  es  hinstellen  möchten,  wissen  wir  auf  Grund 
aktenmäßiger  Untersuchung.  Die  Aachener  haben  erbittert 
gegen  die  französische  Verwaltung  ihre  Selbständigkeit  ver- 
teidigt, und  auch  in  der  Stadt,  in  der  zu  Beginn  die  Fran- 
zosenbegeisterung die  höchsten  Blüten  getrieben  hat,  in 
Mainz,  ist  diese  Stimmung  sehr  bald  in  ihr  genaues  Gegen- 
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teil  umgeschlagen.  Demnach  ist  die  von  französischen 
Historikern  aufgestellte  Behauptung,  daß  sich  das  Rhein- 
land freudig  Frankreich  hingegeben  habe,  objektiv  unwahr. 
Hierauf  will  ich  aber  nur  im  Vorbeigehen  hinweisen,  ich 
will  im  übrigen  nicht  von  der  Gesamtheit  des  linken  Rhein- 
ufers sprechen,  auch  von  Elsaß-Lothringen,  das  in  jeder 
Beziehung  eine  Sonderstellung  einnimmt,  will  ich  schweigen, 
obwohl  es  mir  als  gebürtigem  Straßburger  ganz  besonders 
schwer  fällt,  von  dieser  Stelle  aus  nicht  für  mein  Heimat- 
land einzutreten.  Ich  will  mich  beschränken  auf  die  uns  hier 
in  unserem  Heidelberg  am  unmittelbarsten  berührenden 
Gebiete:  auf  den  linksrheinischen  Teil  der  Pfalz,  auf  den 
wir  von  unseren  Bergen  hin  überschauen,  und  auf  das  da- 
hinter liegende  Saargebiet. 

Die  Gegend,  die  heute  in  der  linksrheinischen  Pfalz 
vereinigt  ist,  ist  unter  Anerkennung  durch  internationale 
Verträge  nur  einmal  in  französischem  Besitz  gewesen  und 
auch  das  nur  ganz  kurze  Zeit  hindurch:  1801  hat  der  Friede 
von  Luneville  sie  Frankreich  gegeben,  1814  hat  sie  der 
1.  Pariser  Friede  ihm  wieder  genommen.  Auf  eine  Periode 
von  ganzen  14  Jahren  kann  sich  also  die  französische  Agi- 
tation berufen.  Sie  selbst  fühlt,  wie  wankend  der  Grund 
ist,  auf  dem  sie  hier  steht.  Um  so  mehr  Aufhebens  macht 
sie  von  einer  ganzen  Reihe  von  Kundgebungen  einzelner 
Pfälzer  Magistrate  und  Gemeindebehörden,  die  damals 
sich  für  den  Anschluß  an  Frankreich  ausgesprochen  haben. 
Meine  Damen  und  Herren,  was  von  solchen  Kundgebungen, 
die  unter  dem  Druck  der  Besatzungstruppen  oder  der  von 
ihnen  eingesetzten  Behörden  zustandegekommen  sind,  zu 
halten  ist,  das  können  wir  heute  besonders  gut  beurteilen. 
Wenn  in  100  Jahren  ein  Historiker  die  heutigen  Pfälzer  Zei- 
tungen zur  Hand  nimmt,  dann  wird  er  staunend  feststellen, 
daß  diese  deutsch  geschriebenen  Zeitungen  angefüllt  sind  von 
Ergebenheitsadressen  an  Frankreich  und  sich  in  Ausdrücken 
der  Dankbarkeit  und  des  Lobes  für  Frankreich  ergehen. 
Vielleicht  wird  dann  wieder  auf  Grund  der  heutigen  Zei- 
tungen die  Forderung  aufs  neue  aufgestellt,  daß  die  Pfalz 
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französisch  werden  müsse.  Wir  heute,  wir  wissen,  daß  alle 
diese  Kundgebungen  gar  nichts  besagen,  weil  sie  erzwun- 
gen sind  durch  brutalste  Gewalt.  Vielfach  stammen  sie 
ja  direkt  aus  der  Küche  des  französischen  Ortskomman- 
danten, ohne  daß  ein  Deutscher  irgendwie  an  ihnen  be- 
teiligt ist.  Auf  Befehl  müssen  die  Zeitungen  sie  bringen. 
Mit  dem  wahren  Willen  der  Bevölkerung  haben  sie  nichts 
gemein.  Und  genau  das  gleiche  wie  für  diese  heutigen 
Kundgebungen  gilt  für  die  um  die  Wende  des  18.  und 
19.  Jahrhunderts  erpreßten. 

Andere  Franzosen  berufen  sich  darauf,  daß  die  links- 
rheinische Bevölkerung  abgestimmt  habe  bei  den  Plebis- 
ziten von  1802  und  1804  und  daß  sie  durch  diese  Abstim- 
mung ihren  Willen  kundgetan  habe,  Teil  des  französischen 
Staatskörpers  zu  sein.  Hierauf  hat  Herr  Geheimrat  Oncken 
vorhin  schon  die  richtige  Antwort  gegeben.  Ich  möchte 
noch  hinzufügen,  daß  man  in  Frankreich  auch  ganz  genau 
weiß,  wie  es  um  diese  Plebiszite  steht.  Deshalb  hat  es 
drüben  gerade  in  demokratischen  und  republikanischen 
Kreisen  schon  lange  zum  guten  Ton  gehört,  sich  über  sie 
lustig  zu  machen.  Es  steht  fest,  daß  damals  in  die  deut- 
schen Gemeinden,  die  sich  der  Abstimmung  enthalten 
wollten,  Spezialkommissäre  entsendet  wurden,  die  so  lange 
auf  Kosten  der  10  Höchstbesteuerten  dort  zu  bleiben  hat- 
ten, bis  alle  Einwohner  zur  Urne  gegangen  waren.  So 
,, freiwillig"  sind  diese  Abstimmungen  erfolgt. 

Die  echte  Gesinnung  der  Bevölkerung,  die  finden  wir, 
wenn  wir  die  Akten  der  Lokalverwaltung  einsehen.  Da 
wimmelt  es  von  Strafen  wegen  antifranzösischer  Kund- 
gebungen, von  Weigerungen,  sich  an  profranzösischen 
Kundgebungen  zu  beteiligen.  Die  Franzosenfreunde  wer- 
den verprügelt,  die  damals  üblichen  Symbole  der  franzö- 
sischen Freiheit,  die  Freiheitsbäume,  die  überall  errichtet 
werden  mußten,  werden  immer  wieder  beschädigt  oder 
ganz  beseitigt.  Bei  jeder  Gelegenheit  hat  die  Pfälzer  Be- 
völkerung ihrer  Abneigung  gegen  Frankreich  offen  Aus- 
druck gegeben.    Und  wie  hätte  das  auch  anders  sein  kön- 
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nen  angesichts  des  Benehmens,  das  die  Revolutionstruppen 
an  den  Tag  legten.  Nie,  auch  nicht  in  den  Zeiten  Ludwigs 
XIV.,  hat  die  Pfalz  eine  ähnlich  schwere  Zeit  durchzu- 
machen gehabt.  Alles  was  irgendwie  fortzuführen  war, 
ist  damals  von  den  Franzosen  gestohlen  worden  und  zwar 
unter  ausdrücklicher  Billigung,  auf  ausdrückliche  An- 
weisung der  Regierung.  Amtlich  wurde  ein  Ausschuß  zur 
Ausräumung  der  Pfalz  (comite  pour  l'evacuation  du  Pala- 
tinat)  eingesetzt,  dessen  Tätigkeit  damals  ein  anständiger 
Franzose  in  einem  Bericht  an  den  Konvent  gebrandmarkt 
hat  als  „eine  Anhäufung  von  Ungeheuerlichkeiten,  Ver- 
brechen, Plünderungen,  Diebstählen  und  Räubereien."  Und 
daß  die  Bevölkerung  infolgedessen  trotz  aller  Agitation 
sich  von  ihrer  Abneigung  gegen  F'rankreich  nicht  hat  ab- 
bringen lassen,  das  hat  vor  dem  Kriege  auch  ein  französi- 
scher Historiker  rückhaltslos  zugegeben.  Er  kommt  zu  dem 
Resultat:  ,,In  der  höheren  Gesellschaft  wie  in  der  Masse 
der  Bevölkerung,  unter  Städtern  und  Bauern  gleichmäßig, 
stieß  der  Anschluß  an  Frankreich  nur  auf  geringe  Sym- 
pathie," und  er  faßt  sein  Urteil  dahin  zusammen,  daß 
dieser  Versuch  Frankreichs  notwendig  scheitern  mußte, 
weil  er  alles  gegen  sich  hatte,  die  Erinnerungen,  die  Über- 
lieferungen und  die  Landessprache  (les  Souvenirs,  les  tra- 
ditions  et  la  langue  du  pays).  So  hat  vor  dem  Kriege  ein 
Franzose  geurteilt.  Er  gibt  damit  zu,  daß  die  ganze  Ge- 
schichte der  Pfalz  die  Einverleibung  in  Frankreich  zur 
Unmöghchkeit  macht. 

Etwas  anders  ist  die  Entwicklung  nur  in  einer  pfälzi- 
schen Stadt,  in  Landau  verlaufen.  Landau  ist  ja  nicht 
wie  die  übrige  Pfalz  erst  1801,  sondern  schon  1648  durch 
den  Westfälischen  Frieden  in  Abhängigkeit  von  Frankreich 
gekommen.  Seither  hat  Landau,  durch  dazwischen  liegen- 
des deutsches  Territorium  vom  französischen  Staatskörper 
abgetrennt,  ebenso  wie  die  andere  große  von  Vauban  in 
dieser  Gegend  erbaute  Feste  Saarlouis  eine  Zwingburg 
dargestellt,  mitten  in  deutschen  Landen,  auch  äußerlich 
schon  ein  Symbol  und  Kennzeichen  der  französischen  Vor- 
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maehtsgelüste.  Bequem  und  schnell  konnten  sich  von  hier 
aus  die  französischen  Heere  ins  Innere  Deutschlands  er- 
gießen. Jahrzehnte  lang  nach  1648  haben  sich  die  Landauer 
immer  wieder  an  den  Regensburger  Reichstag  gewendet,  um 
gegenüber  den  Versuchen,  die  französische  Souveränität  über 
die  Stadt  zu  errichten,  ihre  Reichsunmittelbarkeit  sicher- 
zustellen. Bis  zur  Revolution  haben  sie  sich  gegen  die  Ein- 
verleibung in  Frankreich  gesträubt,  das  Regiment  der  fran- 
zösischen Könige  erschien  ihnen  immer  als  Fremdherr- 
schaft. Der  faszinierenden  Wirkung  der  Revolution  mit 
ihren  großen  Schlagworten  Freiheit  und  Gleichheit  haben 
sich  dann  die  ehemaligen  freien  Reichsstädter  nicht  zu  ent- 
ziehen vermocht,  sie  sind  für  den  Augenblick  ganz  in  deren 
Bann  geraten.  Der  Glanz,  der  unter  Napoleon  von  Frank- 
reich ausstrahlte,  ließ  in  ihnen  nicht  die  Sehnsucht  auf- 
kommen nach  den  trostlosen  Zuständen  des  damaligen 
Deutschland.  So  haben  sie  wirklich  die  Loslösung  von 
Frankreich  1815  nicht  gerade  mit  freudigen  Gefühlen  be- 
grüßt. Diese  Feststellung  der  französischen  Agitation  ist 
nicht  zu  widerlegen.  Aber  genau  so  unwiderleglich  ist  die 
Tatsache,  daß  sehr  schnell  hier  in  Landau  der  Umschwung 
eingetreten  ist:  die  Bevölkerung  besann  sich  wieder  auf 
ihre  alte  deutsche  Eigenart,  sie  versöhnte  sich  im  Innersten 
mit  den  neuen  Verhältnissen.  Ohne  Unterschied  des  Be- 
kenntnisses, des  Standes,  der  Herkunft  und  der  Partei  er- 
füllte sie  sich  wieder  mit  Liebe  zum  alten  deutschen  Vater- 
land. Als  1866  im  Zusammenhang  mit  den  Absichten 
Napoleons  III.,  die  Grenzen  Frankreichs  an  den  Rhein 
vorzuschieben,  die  Pariser  Zeitung  Le  Temps  eine  Andeu- 
tung von  einer  Neigung  Landaus  zu  Frankreich  machte, 
erhielt  sie  als  Antwort  sofort  einen  Protest  der  Landauer 
Bürger.  Der  70er  Krieg  hat  dieses  Gefühl  der  Zugehörigkeit 
zu  Deutschland  endgültig  erhärtet.  Die  Landauer  schüttel- 
ten damals  die  Köpfe  über  das  Widerstreben  der  Elsässer. 
Sie  begriffen  es  nicht  mehr,  daß  ein  deutscher  Stamm  den 
Anschluß  an  das  Reich  nicht  als  Selbstverständlichkeit 
empfinde.     So   hat  also  tatsächlich  nur  eine  ganz  kurze 
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Zeit  von  Jahren  hindurch  Landau  sich  wilhg  der  französi- 
schen Herrschaft  hingegeben.  Und  die  längst  entschwun- 
dene Stimmung  dieser  Zeit  sollte  genügen,  um  ein  für  alle- 
mal das  Recht  Frankreichs  auf  die  Stadt  sicherzustellen  ? 
Es  ist  undenkbar,  daß  die  Enkel  sollten  gezwungen  werden 
können,  in  einen  ihnen  rassenfremden  Staatsverband  zu 
treten,  nur  deshalb  weil  die  Großväter  einmal  unter  ganz 
andersartigen  Verhältnissen  sich  zu  ihm  hingezogen  ge- 
fühlt haben. 

Und  nun  zum  Saarbecken.  Auch  das  Saarbecken  soll, 
wenn  es  nach  dem  Willen  der  Leute  um  Clemenceau  und 
Foch  geht,  französisch  werden,  mit  seiner  Hauptstadt 
Saarbrücken,  die  doch  den  Ehrentitel  der  deutschesten 
Stadt  des  Hnken  Rheinufers  sich  verdient  hat.  Wie  fest 
das  Deutschtum  der  Saarbrücker  Bürgerschaft  gewurzelt 
ist,  das  haben  in  diesen  Tagen  die  Franzosen  selbst  sehen 
können.  Nicht  an  allen  Orten  leider  hat  die  Bevölkerung 
des  linken  Rheinufers  bei  dem  Verkehr  mit  den  Besatzungs- 
truppen die  nationale  Würde  zu  wahren  verstanden.  Saar- 
brücken kann  stolz  sein  auf  die  Selbstverständlichkeit,  mit 
der  seine  Einwohnerschaft  den  Umwerbungen  der  Sieger 
getrotzt  hat.  Und  dies  freudige  Bekenntnis  zum  Deutsch- 
tum, das  ist  nichts  anderes  als  die  Wahrung  der  hohen 
Tradition,  die  den  Saarbrückern  von  ihren  Vorfahren  über- 
kommen ist.  Denn  nie  ist  Saarbrücken  irre  geworden  in 
seinem  Bewußtsein  deutsch  zu  sein  und  bleiben  zu  wollen. 

Zweimal  ist  Saarbrücken  in  französischen  Händen  ge- 
wesen. Das  erstemal  durch  die  Gewaltpolitik  Ludwigs  XIV. 
Damals  haben  die  vereinten  Anstrengungen  des  gesamten 
übrigen  Europa  dem  König  den  größten  Teil  seines  Raubes 
wieder  entrissen.  Auch  Saarbrücken  ist  durch  den  Rys- 
wycker  Frieden  von  1697  an  sein  altangestammtes  Fürsten- 
geschlecht, die  Grafen  von  Nassau-Saarbrücken,  zurück- 
gegeben worden.  Die  kurze  Zeit  der  französischen  Okku- 
pation hat  keinerlei  Nachwirkung  für  das  Deutschtum  der 
Stadt  hinterlassen.    Zum  zweitenmal  ist  Saarbrücken  dann 
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an  Frankreich  gekommen  im  Zeitalter  der  Revolution. 
Aber  vergeblich  sind  alle  Bemühungen  gewesen,  die  Bürger- 
schaft zu  einer  Kundgebung  der  Freude  über  diesen  Besitz- 
wechsel zu  bewegen.  Im  Gegenteil,  ,, Erlösung  von  der 
eisernen  Sklaverei",  das  war  nach  den  Worten  einer  zeit- 
genössischen Chronik  ihr  Ziel.  Eine  Kontribution  von 
einer  Million  Livres  wurde  der  Stadt  nach  der  Schlacht 
von  Pirmasens  auferlegt,  weil  sie  allzu  deutlich  ihrer  Freude 
über  die  Niederlage  der  Franzosen  Ausdruck  gegeben  hatte. 
Ganze  16  Bürger  haben  1794  eine  auf  den  Anschluß  an 
Frankreich  abzielende  Petition  unterschrieben,  und  ihr 
Wortführer  wurde  von  den  anderen  Bürgern  übel  zu- 
gerichtet. Nicht  besser  waren  die  Ergebnisse  in  den  folgen- 
den Jahren.  Schon  1795  ist  der  republikanische  Klub,  der 
hier  wie  überall  den  Herd  des  französischen  Wesens  dar- 
stellte, aus  Mangel  an  Beteiligung  eingegangen.  Und  daß 
während  der  ganzen  Dauer  der  französischen  Okkupation 
in  dieser  Stimmung  kein  Wechsel  eingetreten  ist,  das  be- 
weist ein  Bericht  des  Spezialkommissärs  des  mittelrheini- 
schen Gouvernements  vom  Jahre  1814.  Er  spricht  von  der 
Hoffnung  Saarbrückens  wieder  deutsch  zu  werden  und 
fährt  dann  fort:  ,,Die  Bürgerschaft  schmeichelt  sich  mit 
der  Hoffnung,  daß  ihr  Verlangen  um  so  eher  das  Glück 
haben  möchte  berücksichtigt  zu  werden,  da  Frankreich 
selbst  an  einer  kleinen  Volksvermehrung  nichts  gewinnen 
könne,  welche  ganz  an  deutschem  Sinn  und  Brauch  hängt." 
Diesen  Beweisen  für  die  deutsche  Gesinnung  der  Stadt 
steht  scheinbar  gegenüber  eine  Kundgebung  des  Magistrats 
zugunsten  des  Anschlusses  an  Frankreich.  Aber  dieser 
Magistrat  war  nicht  hervorgegangen  aus  den  Wahlen  der 
Bevölkerung,  sondern  er  war  eingesetzt  von  Frankreich, 
und  nur  solche  Bürger  waren  in  ihn  hineingenommen  wor- 
den, die  den  Franzosen  von  ihrem  Standpunkt  aus  als  zu- 
verlässig erschienen,  und  so  gilt  für  dessen  Stellungnahme 
dasselbe,  was  ich  vorhin  von  den  Adressen  der  Pfälzer  sagen 
konnte:  sie  ist  in  keiner  Weise  ein  Ausdruck  der  v.ärklichen 
Stimmung. 
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Dennoch  hat  der  erste  Pariser  Frieden  1814  die  Hoffnung 
der  Bürger  nicht  erfüllt.  Als  aber  durch  Napoleons  Rück- 
kehr von  Elba  und  seine  endgültige  Vernichtung  bei  Belle- 
Alliance  die  Notwendigkeit  einer  neuen  Regelung  des 
deutsch-französischen  Verhältnisses  sich  ergab,  da  hat  die 
Stadt  nun  alle  ihre  Kräfte  eingesetzt,  um  diesmal  nicht 
wieder  enttäuscht  zu  werden.  Eine  große  Anzahl  von 
Bürgern  tat  sich  zusammen  und  entsandte  zwei  Depu- 
tierte nach  Paris,  um  dort  den  Anschluß  an  Preußen  zu 
betreiben.  Die  Namen  dieser  Bürger,  die  die  Vollmacht  für 
Böcking  und  Lauckhard  unterschrieben  haben,  sind  bekannt, 
und  wenn  man  sie  liest,  so  stößt  man  dauernd  auf  solche 
Familiennamen,  die  auch  heute  noch  die  führenden  in 
Saarbrücken  sind.  Später  hat  sich  die  Deputation  in  Paris 
darauf  berufen,  daß  ^/jq  der  gesamten  Einwohnerschaft 
hinter  ihr  ständen,  und  dies  trotz  der  Fortdauer  der  französi- 
schen Verwaltung,  die  ja  zunächst  noch  unangetastet 
blieb.  Im  Namen  dieser  gewaltigen  Mehrheit  richteten 
Böcking  und  Lauckhard  an  die  in  Paris  versammelten  Ver- 
treter der  Großmächte  die  Bitte:  ,, diese  durch  den  Frieden 
von  Paris  an  die  Franzosen  abgetretene  unglückliche  Stadt 
in  Schutz  zu  nehmen  und  zu  bewirken,  daß  einstweilen  die 
den  Einwohnern  so  unerträgliche,  jeder  deutschen  Gesin- 
nung widerstrebende  französische  Behörde  abgestellt  und 
die  Verwaltung  deutschen,  mit  dem  Charakter,  Sprache 
und  der  ehrlichen  Gesinnung  der  Einwohner  vertrauten 
Personen  übertragen  werde,  damit  die  Wahrheit  gedeihen, 
der  Vaterlandsliebe  Gerechtigkeit  widerfahren  und  so  der 
französischen  Verschmitztheit,  dem  Lug  und  Trug  zum 
Verderben  dieser  Stadt  der  Zugang  versperrt  werden 
möge."  Während  die  Deputierten  in  diesem  Sinne  wirkten, 
ließen  die  Saarbrücker  zu  Hause  durch  starke  antifranzösi- 
sche Demonstrationen  keinen  Zweifel  an  ihrer  Gesinnung 
aufkommen.  Der  russische  Stadtkommandant  sah  sich 
im  Interesse  der  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  zu  einem 
scharfen  Erlaß  genötigt.  In  ihm  beschwert  er  sich,  daß  er 
die  Häuser  der  Franzosenfreunde  vor  der  Wut  der  Menge 
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habe  militärisch  schützen  müssen,  daß  nicht  einmal  am 
Geburtstag  König  Ludv^igs  XVIII.  der  Befehl  zum  Flaggen 
befolgt  und  daß  das  Wappen  Bonapartes  abgerissen  wor- 
den sei.  Nichts  ist  besser  geeignet,  die  Abneigung  der  Saar- 
brücker  gegen  Frankreich  zu  kennzeichnen  als  dieser  Erlaß. 
Einwandfrei  geht  aus  ihm  hervor,  daß  sich  die  Demonstra- 
tionen nicht  etwa  nur  gegen  die  im  Augenbhck  in  Frankreich 
am  Ruder  befindliche  Partei  richteten.  Nein,  in  gleicher 
Weise  gingen  sie  gegen  Bonapartisten  und  Bourbons.  Sie 
sollten  eben  der  Abneigung  der  Bürger  gegen  Frankreich 
als  solches  Ausdruck  geben.  Deutsch  und  speziell  preußisch 
wollten  die  Saarbrücker  werden,  und  sind  es  ja  schließlich 
durch  den  Vertrag  vom  20.  Novemher  1815  auch  geworden. 
So  hat  sich  in  Wirklichkeit  der  historische  Verlauf  ab- 
gespielt. Eindeutig  hat  sich  bei  der  Frage  der  staathchen 
Zuordnung  der  Wunsch  der  Saarbrücker  zugunsten  Deutsch- 
lands geäußert.  Heute  soll  ja,  wenn  es  nach  den  Worten 
der  Entente  geht,  das  Selbstbestimmungsrecht  maßgebend 
sein.  Bei  der  Bildung  des  preußischen  Staates  hat  dies 
Selbstbestimmungsrecht  genau  so  wenig  mitgesprochen  wie 
bei  der  Bildimg  der  anderen  Großmächte.  Nur  bei  der  Er- 
werbung Saarbrückens  kann  Preußen  sich  auf  den  wieder- 
holt ausgesprochenen  Wunsch  der  Bevölkerung  berufen.  Dem 
Zeitalter  des  Wiener  Kongresses  wird  immer  mit  Recht  der 
Vor\s"urf  des  Seelenhandels  gemacht,  des  Schacherns  um 
Länder  ganz  ohne  jede  Rücksicht  auf  die  Wünsche  und 
Stimmungen  der  Bevölkerung.  Daß  aber  der  Übergang 
Saarbrückens  an  Preußen  damals  bestätigt  wm-de,  das  ist 
nichts  anderes  als  ein  Akt  der  Anerkennung  des  Selbst- 
bestimmungsrechts.  Und  gerade  diese  Bestimmung  sollte 
heute  ungültig  erklärt  werden  ?  Ausgerechnet  diese  Stadt 
soll  heute  Preußen  wieder  entrissen  werden  ?  Und  wie 
Saarbrücken  zu  Preußen,  so  verhalten  sich  die  übrigen 
Teile  des  hnken  Rheinufers  zu  Deutschland.  Deshalb  dür- 
fen wir  der  Welt  keinen  Zweifel  darüber  lassen,  daß  sie, 
wenn  sie  wirklich  vor  diesen  Wünschen  Frankreichs  kapi- 
tuliert, jede  Möghchkeit  der  Völkerverständigung  ertötet. 
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In  solche  Bedingungen  dürfen  und  können  wir  uns  nicht 
fügen.  Uns  deutschen  Historikern  erscheint  es  als  unsere 
selbstverständliche  Pfhcht  unserem  Vaterland  dadurch  zu 
dienen,  daß  wir  all  unsere  Kraft  daran  setzen,  das  National- 
gefühl unseres  Volkes  durch  den  Aufweis  des  aus  der  Ge- 
schichte herauswachsenden  Inhalts  neu  zu  beleben.  Auf 
diese  Weise  wird  dann  auch  allmählich  der  heute  so  schwer 
darniederliegende  Nationalstolz  wieder  erweckt  werden. 
Das  soll  unser  Ziel  sein,  aber  wir  wollen  dabei  nicht  in  den 
Fehler  hemmungsloser  Revanchehetze  verfallen.  Eine 
solche  Mäßigung  jedoch  würde  uns  unmöglich  gemacht, 
wenn  wirkhch  Deutschland  Bedingungen  aufgezwungen 
werden  sollten,  die  mit  seiner  Ehre  und  seinen  Lebensbedürf- 
nissen schlechterdings  nicht  verträglich  sind.  Niemand  von 
uns  könnte  es  dann  mit  seinem  Gewissen  vereinbaren,  dem 
aufbrennenden  Haß  in  den  Weg  zu  treten. 

Deshalb  wollen  wir  hoffen,  daß  nicht  der  Rachedurst 
und  die  Gewinnsucht,  sondern  die  Vernunft  bei  unseren 
Feinden  zur  Herrschaft  gelange.  Wir  wollen  hoffen,  daß 
die  Stimmen  der  Berner  Sozialistenkonferenz  nicht  un- 
gehört  verhallen,  wo  selbst  ein  Renaudel,  der  Führer  der 
französischen  Regierungssoziahsten,  die  Erklärung  ab- 
gegeben hat,  sich  jeder  Annektion  des  Saarbeckens  und  des 
linken  Rheinufers  widersetzen  zu  wollen.  Dieser  Tage  noch 
hat  seine  Zeitung,  die  Humanite,  von  der  ,, zynischen  Schau- 
stellung der  Beutesucht  gesprochen,  die  Deutschland  das 
Saargebiet  stehlen  wolle  und  über  die  Amerika  sich  mit 
Recht  entrüste."  Aber  wenn  es  doch  so  kommen  sollte, 
meine  Damen  und  Herren,  wenn  Frankreich  wirklich  an 
das  Ziel  seiner  Wünsche  gelangen  sollte,  dann  wollen  wir 
uns  an  ein  W'ort  erinnern,  das  vor  etwa  100  Jahren  eine 
kluge  Französin  über  Deutschland  gesprochen  hat.  Madame 
de  Stael  schreibt  in  ihrem  Buch  de  l'Allemagne:  ,,Die  Deut- 
schen begehen  häufig  den  Fehler,  sich  von  Schicksals- 
schlägen überzeugen  zu  lassen.  Der  Einzelne  darf  sich  dem 
Schicksal  fügen,  niemals  die  Nationen.  Denn  allein  die 
Nationen    vermögen    es,    diesem    Schicksal     zu    gebieten. 
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Noch  eine  letzte  Willensanstrengung,  und  das  Unheil 
würde  bezwungen  sein!"  Weite  Kreise  bei  uns  neigen  dazu, 
wieder  in  dieses  alte  Erbübel  der  Resignation  zu  verfallen. 
Wir  müssen  sie  aufrütteln  aus  ihrer  Gleichgültigkeit.  Wir 
wollen  uns  diesmal  nicht  vom  Schicksal  überzeugen  lassen, 
nein,  wir  wollen  es  nicht  gefügig  hinnehmen.  Wir  wollen 
durch  äußerste  Kraftanstrengung  das  Unheil  bezwingen, 
und  diese  Kraftanstrengung  wird  uns  dazu  verhelfen  und 
wird  uns  auch  dessen  würdig  machen,  daß  uns  wieder  die 
Sterne  leuchten! 


Stud.  phil.  et  nat.  Egon  Thiel: 

Kommilitonen! 

Von  Tag  zu  Tag  wächst  die  Gefahr,  daß  Frankreich 
das  Saargebiet  und  die  Pfalz  annektiert.  Die  geschichtliche 
Zugehörigkeit  dieses  Landes  zu  Deutschland  ist  Ihnen  so- 
eben dargetan  worden. 

Ich  selbst  stamme  von  der  Saar  und  bin  erst  vor  kurzem 
von  dort  herübergekommen.  Daher  kann  ich  Ihnen  er- 
zählen, wie  unsere  Landsleute  drüben  unter  der  Herrschaft 
der  Franzosen  leiden  und  mit  welchen  Gefühlen  sie  einem 
Anschluß  an  Frankreich  gegenüberstehen.  Unsere  Brüder 
drüben  sind  deutsch,  die  Alten  wie  die  Jungen,  und  wollen 
deutsch  bleiben,  jetzt  und  immerdar.  Unser  deutsches 
Herz  und  unser  deutscher  Sinn,  das  sind  unsere  heiligsten 
Güter,  die  soll  uns  niemand  rauben! 

Mit  allen  Mitteln  versucht  es  zwar  jetzt  der  Franzose. 
Durch  grausame  Absperrung  vom  deutschen  Mutterlande 
will  er  uns  dem  Deutschtum  entfremden.  Jede  freie  deut- 
sche Empfindung  wird  mit  Gewalt  unterdrückt  und  als 
Verbrechen  geahndet.  So  mußte  z.  B.  ein  Pfarrer,  der  in 
seine  Predigt  patriotische  Worte  einflocht,  500  Mark  Strafe 
zahlen.  Alles  Deutsche  in  uns  soll  auf  diese  Weise  aus- 
gerottet und  getötet  werden.  An  Stelle  unseres  deutschen 
Wesens  sollen  wir  französische  Sitten  und  Gebräuche  an- 
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nehmen,  die  uns  vollkommen  fremd  sind.  Wer  aber  trotz^ 
dem  seiner  ehrlichen  deutschen  Überzeugung  freien  Aus- 
druck verleiht,  der  muß  Haus  und  Hof,  Weib  und  Kind 
verlassen  und,  oft  nicht  einmal  mit  dem  Nötigsten  versehen, 
in  der  Fremde  sein  Leben  fristen.  Unsere  Brüder  sollen 
also  plötzlich  Franzosen  sein;  sie  sollen  alles,  was  ihnen  bis- 
her lieb  und  teuer  war  aufgeben  und  vergessen.  Und  nicht 
einmal  ein  Wort  der  Klage  dürfen  sie  dabei  lautwerden 
lassen. 

Sogar  die  Kinder  werden  nicht  verschont.  Sie  müssen 
in  den  Schulen  die  französische  Sprache  lernen.  Die  fran- 
zösische Nationalhymne  wird  ihnen  eingetrichtert.  Auf 
diese  Weise  will  man  eine  Kluft  schaffen  zwischen  Eltern 
und  Kindern,  damit  die  Kleinen  um  so  schneller  dem 
welschen  Einfluß  unterliegen. 

Auch  im  öffentlichen  Leben  sind  unseren  Brüdern 
harte  Schranken  auferlegt.  Die  Wahlen  zur  deutschen 
Nationalversammlung  waren  untersagt  und  erst  im  letzten 
Augenblick  wurden  sie  gestattet.  Jetzt  sind  die  Stadtrats- 
und Gemeinderatswahlen  verboten.  Ebenso  ist  es  auf  wirt- 
schaftlichem Gebiet.  Durch  die  Sperre  ist  jeder  geschäft- 
liche Verkehr  nach  dem  deutschen  Mutterlande  lahmgelegt. 
Wieviele  Tausend  deutsche  Arbeiter  dadurch  brotlos  ge- 
worden sind,  kann  sich  jeder  leicht  vorstellen.  Aber  auch 
untereinander  ist  unseren  Brüdern  der  freie  Verkehr  ver- 
boten. Bis  zu  den  Kindern  hinunter  muß  jeder  einen  Paß 
mit  Photographic  bei  sich  tragen.  Jeder  Gang  außerhalb 
der  Stadt  oder  des  Dorfes  und  jede  kleine  Eisenbahnfahrt 
bedarf  einer  besonderen  Erlaubnis  der  französischen  Be- 
hörden. Alles  dies  sind  Maßnahmen,  deren  Zweck  zu  einer 
Zeit,  wo  doch  von  Wiederaufnahme  des  Krieges  keine  Rede 
sein  kann,  kaum  zu  erkennen  ist  und  die  lediglich  dazu 
dienen,  unsere  Brüder  zu  schikanieren. 

Doch  nicht  genug  mit  diesen  offenen  Quälereien.  Auch 
auf  dem  Wege  der  Lüge  suchen  diese  Bringer  der  Wahr- 
heit und  Gerechtigkeit  ihre  ungeheuerlichen  Absichten  aus- 
zuführen.   Das  Land,  das  vor   100   Jahren  nur  vorüber- 
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gehend  einmal  für  kurze  Zeit  unter  französischer  Herrschaft 
stand,  nennen  sie  in  Wort  und  Schrift  ein  französisches 
Land,  das  Deutschland  widerrechtlich  annektiert  habe. 
Und  wenn  sie  bei  dieser  Behauptung  der  deutsche  Sinn 
und  das  deutsche  Wesen  der  Bevölkerung  stört,  so  suchen 
sie  die  Welt  durch  die  schon  vorhin  erwähnte  Vergewalti- 
gung der  Presse  zu  täuschen  und  ihr  einzureden,  daß  die 
Pfälzer  und  Saardeutschen  den  Wunsch  hätten,  französisch 
zu  werden.  Wie  aber  in  Wirklichkeit  unsere  Landsleute 
dort  drüben  über  einen  Anschluß  an  Frankreich  denken, 
das  zeigt  am  besten  die  Verachtung,  die  sie  den  Franzosen 
bei  ihrem  feierlichen  Einzug  in  die  Pfalz-  und  Saarstädte 
gezeigt  haben.  Kein  Mensch  war  auf  der  Straße,  als  sie 
mit  klingendem  Spiele  einzogen;  nicht  einmal  die  Kinder, 
die  doch  sonst  jubelnd  um  die  Musik  springen,  gaben  ihnen 
das  Geleit.  Auch  jetzt  ist  das  noch  so.  Von  den  häufig 
stattfindenden  Promenadenkonzerten  nimmt  die  Bevöl- 
kerung gar  keine  Notiz.  Sie  geht  ruhig  ihrem  Tagewerk 
nach,  als  wenn  sie  die  Musik  gar  nicht  höre. 

Daran  schon  könnten  die  Franzosen  die  schreiende  Un- 
gerechtigkeit ihres  Beginnens  erkennen.  Aber  unter  Miß- 
achtung von  Recht  und  Gerechtigkeit  wollen  sie  uns  einen 
der  blühendsten  und  wichtigsten  Teile  unseres  Vaterlandes 
entreißen.  Hunderttausende  von  deutschen  Männern  und 
Frauen  sollen  dadurch  ihres  Heimatbodens,  ihres  deutschen 
Rechtes  und  Wesens  beraubt  werden.  Sie  sollen  ihr  deutsches 
Herz  herausreißen  und  es  töten  und  etwas  Fremdes  und  Kal- 
tes an  seine  Stelle  setzen.  Das  aber  kann  kein  wahrer  Deut- 
scher —  und  wahre  Deutsche  sind  auch  wir  jenseits  des 
Rheins. 

Das  ist  die  Gefahr,  in  der  unsere  Brüder  an  der  Saar 
und  in  der  Pfalz  schweben.  Und  ihr  Hilferuf  dringt  trotz 
der  französischen  Sperre  und  Kontrolle  zu  uns  herüber 
und  ruft  in  uns  Studenten,  die  wir  jenes  Land  unsere  Hei- 
mat nennen,  ein  tausendfältiges  Echo  hervor.  Wir  aber  sind 
frei,  wir  haben  keine  französischen  Posten  vor  der  Türe 
wie  unsere  Brüder  daheim.    Daher  wollen  wir  es  laut  vor 


29 

aller  Welt  verkünden:  Wir  Saardeutsche  und  Pfälzer,  wir 
wollen  deutsch  sein,  deutsch  bis  ins  Mark,  und  kein  Zoll 
unserer  Heimat  soll  unter  französische  Herrschaft  kommen! 
Umsonst  wäre  das  kostbare  Blut  unserer  tapferen  Helden 
dieses  Krieges  geflossen,  umsonst  hätten  wir  selbst  vier- 
einhalb Jahre  lang  draußen  gestanden  und  alle  Mühen  er- 
tragen, wenn  es  jetzt  unseren  Feinden  gelänge,  urdeutsches 
Land  an  sich  zu  reißen.  Und  deshalb  fordere  ich  Sie  auf, 
Kommihtonen,  jetzt,  wo  wir  im  Vertrauen  auf  die  Auf- 
richtigkeit unserer  Feinde  die  Waffen  aus  der  Hand  gelegt 
haben,  in  dem  geistigen  Kampf  um  die  Verteidigung  unserer 
deutschen  Grenzlande  nicht  müde  zu  werden  und  nun  auf 
diesem  Wege  das  Deutschtum  unserer  Heimat  schützen 
zu  helfen! 

Aus  tiefem  Herzen  wenden  wir  uns  daher  an  alle  ehrlich 
Empfindenden  der  ganzen  Welt  und  besonders  an  unsere 
Regierung  mit  folgender  Anklage  und  Bitte: 

Kundgebung  der  Heidelberger  Studenten  des  Saar- 
gebietes und  der  Pfalz  gegen  eine  Annektion  ihrer 

Heimat. 

Mit  wachsendem  Unmut,  mit  heller  Empörung  hören 
wir  von  den  Annektionsgelüsten  Frankreichs  auf  unsere 
Heimat,  Pfalz  und  Saargebiet. 

Kein  Mittel  läßt  Frankreich  unversucht,  einen  Rechts- 
anspruch sich  zu  schaffen  auf  dies  Land,  das  deutsch  war 
von  jeher,  dessen  Männer  und  Frauen  Blutsdeutsche  sind 
und  bleiben  wollen,  und  das  nicht  durch  Schwertes  Gewalt 
in  Feindeshand  gefallen. 

Es  wird  versucht,  unsere  deutschen  Schulen  mit  französi- 
schem Geist  zu  durchtränken,  unsere  jungen  Geschwister 
werden  gezwungen  zu  einem  Unterricht  in  französischer 
Sprache;  sie  werden  gezwungen,  die  Marseillaise  zu  lernen 
und  zu  singen. 

Unsere  Zeitungen  sind  gezwungen,  die  öffentüche  Mei- 
nung und  Stimmung  mit  französischen  Gedanken  zu  durch- 
setzen, sie  sind  gezwungen,  im  Sinne  Frankreichs  zu  wirken, 
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gezwungen,  Artikel  aus  französischer  Feder  zu  bringen,  die 
für  einen  Anschluß  an  Frankreich  Stimmung  machen.  So 
will  man  die  Welt  glauben  machen,  als  begrüße  die  pfälzi- 
sche und  saarländische  Bevölkerung  die  Franzosen  als  Be- 
freier und  habe  nur  den  Wunsch,  zu  Frankreich  geschlagen 
zu  werden.    Das  aber  ist  bewußte  Fälschung. 

Durch  die  rücksichtslose  Absperrung  unserer  Heimat 
vom  deutschen  Mutterlande  ist  uns  der  Verkehr  mit  un- 
seren Angehörigen  unterbunden. 

Durch  die  Freiheitsbeschränkungen  ist  es  unseren  Lands- 
leuten nicht  möglich,  Wunsch  und  Wille  über  ihre  Zu- 
gehörigkeit zu  Deutschland  offen  kundzugeben.  Darum 
fühlen  wir  deutsche  Studenten  aus  dem  Pfälzerland  und 
vom  Strande  der  Saar  uns  berufen,  Dolmetscher  zu  sein 
der  Gefühle  unserer  Heimatgenossen.  Wir,  die  wir  dort 
geboren  sind,  wir  erkennen  es  als  unsere  heiligste  Pflicht, 
vor  Frankreich  und  vor  aller  Welt  laut  und  entschieden  zu 
erklären:  ,,Wir,  in  der  Pfalz  und  an  der  Saar,  deutsch  sind 
wir  und  deutsch  wollen  wir  bleiben!" 

Wir,  das  junge  Geschlecht  von  Saar  und  Pfalz,  wir 
legen  feierlichst  Verwahrung  ein  gegen  jeden  Versuch, 
unsere    Heimat  loszureißen   vom   deutschen   Mutterlande! 

Wir,  deutsche  Studenten  aus  Saargebiet  und  Pfalz, 
richten  an  unsere  Regierung  die  dringende  Bitte,  Sorge  zu 
tragen,  daß  unsere  Heimat  uns  und  dem  deutschen  Vater- 
lande erhalten  bleibe! 

Videant  consules,  ne  quid  detrimenti  capiat  res  publica! 


Professor  Dr.  Max  Weber: 

Der  Bitte,  über  die  wirtschaftliche  Seite  des  Problems, 
insbesondere  mit  Bezug  auf  das  Saarbecken  zu  reden,  kann 
ich  in  ziemlicher  Kürze  genügen,  da  mein  persönlicher  Stand- 
punkt der  ist:  daß  in  dieser  Frage  die  Ehre  der  Nation  im 
Spiel  ist  und  daher  Wirtschaftsfragen  keine  entscheidende 
Rolle  spielen  dürfen.    Richtig  ist  aber,  daß  staatliche  Gren- 
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zen  unmöglich  nur  nach  nationalen  Gesichtspunkten  ge- 
zogen werden  können,  solange  es  Staaten  mit  Wirtschafts- 
politik überhaupt  gibt.  Die  gemischtsprachlichen  Gebiete 
Oberschlesiens  z.  B.  gehören  aus  zwingenden  wirtschaft- 
lichen Gründen  zu  Deutschland,  weil  das  ganze  Gebiet 
wirtschaftlich  dorthin  ,, blickt"  und  eine  Verstümmelung 
des  ganzen  ostelbischen  Wirtschaftslebens  eintreten  würde, 
nicht  zuletzt  auch  des  oberschlesischen,  wollte  man  ver- 
suchen es  abzutrennen. 

Richtig  ist  ferner  für  unser  spezielles  Problem:  daß 
Deutschland  und  Frankreich  als  Wirtschaftskörper  an 
Kohlen  einerseits,  Erzen  anderseits  ziemlich  entgegengesetzt 
ausgestattet  sind.  Als  Ganzes  betrachtet  hat  Deutschland 
viel  Kohle,  Frankreich  zu  wenig.  Deutschland  hat  für  seine 
Kohle  zu  wenig  Erz,  Frankreich  ist  jetzt  eines  der  erzreich- 
sten Länder  der  Erde  geworden.  Unter  Bezugnahme  auf 
diesen  Tatbestand  argumentieren  die  Franzosen  nun  so: 
1.  Wir  haben  Kriegsschäden  an  Kohlenbergwerken  in  (an- 
geblicher) Höhe  einer  Jahresförderung  von  10  MiUionen 
Tonnen.  2.  Wir  haben  an  sich  einen  Bedarf  von  55  Millionen 
und  eine  Eigenförderung  von  40  Millionen  Tonnen.  3.  Das 
Saarbecken  —  welches  nach  den  mir  vorliegenden  Zahlen 
1913  12^/3  Millionen  Tonnen  förderte  —  muß  da  in  die 
Lücke  springen. 

Dazu  ist  zu  sagen:  1.  braucht  Frankreich  andere  Kohlen 
als  das  Saargebiet  hervorbringt.  Für  die  entscheidende 
Qualität:  Fettkohlen,  ist  dessen  Förderung  für  seinen 
eigenen  Bedarf  ungenügend  und  wird  durch  Zuschuß  von 
außen  ergänzt.  2.  bezog  Frankreich  bisher  die  Kohlen  zur 
Deckung  seines  Fehlbedarfes  von  anderswoher  und  auf 
anderem  Wege.  England,  Belgien,  Deutschland  deckten 
den  Bedarf  und  die  Franzosen  fühlten  sich  so  wohl  dabei, 
daß  sie  sich  noch  einen,  je  nach  den  Kohlenpreisen  auf 
15—20%  vom  Wert  zu  bemessenden,  Kohleneinfuhrzoll  er- 
laubten und  trotzdem  gut  versorgt  waren.  Diese  Versor- 
gung stammte  zu  einem  ganz  geringen  Bruchteil  aus  dem 
Saargebiet.     Dagegen  kann  3.   das   Saargebiet  überhaupt 
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nicht  mehr  abgeben,  als  bisher  auch.  Nach  den  mir  vor- 
liegenden Zahlen  wurden  von  der  Saarkohle  rund  30% 
verhüttet,  11%  für  Gasanstalten,  10%  für  Bahnbetriebe 
der  verschiedenen  Art  verwendet  und  25%  dem  Hausbrande 
und  Handel  zugeführt.  Von  der  Förderung  wurden  über 
^/a  innerhalb  des  Saarbeckens  selbst,  etwa  ^3  ^^  Süd- 
deutschland verbraucht,  welches  in  starkem  Maße  davon 
abhängig  ist:  Sie  erinnern  sich,  daß  die  Heidelberger  Gas- 
beleuchtung und  Gasheizung  während  des  Krieges  gelegent- 
lich nur  durch  sehr  energisches  Eingreifen  des  Direktors 
bei  den  Saarbergwerken  Versorgung  finden  konnte.  Nur 
V?  der  Saarförderung  geht  nach  Lothringen  und  ein  fer- 
neres Siebentel  nach  Frankreich.  Das  wird  auch  künftig 
so  sein.  Jede  weitergehende  zwangsweise  Reservierung  der 
Saarkohle  aber,  vor  allem  der  an  Ort  und  Stelle  verbrauchten 
Fettkohlen,  für  französische  Zwecke,  einerlei  in  welcher 
Form,  wäre  der  Tod  der  Saarindustrie. 

Französischerseits  wird  nun  weiter  darauf  hingewiesen: 
daß  das  jetzt  an  Frankreich  fallende  lothringische  Gebiet 
zur  Verhüttung  seiner  vielbesprochenen  Minetteerze  ganz 
auf  die  Saarkohlen  angewiesen  sei.  Da  wir  die  genau  gleich- 
artige entsprechend  umgekehrte  Argumentation  deutscher 
Annexionisten  bezüghch  des  Minettegebietes  (Briey)  stets, 
auch  auf  dem  Gipfel  der  deutschen  Erfolge,  bekämpft 
haben,  haben  wir  das  Recht,  uns  ein-  für  allemal  derartige 
Argumentationen  auch  von  Seiten  der  Gegner  zu  verbitten. 
Natürlich  braucht  die  Minette  die  Kohle.  Aber  Lothrin- 
gen hat  Kohle.  Rund  3,8  Millionen  Tonnen,  mehr  als  dop- 
pelt soviel  als  aus  dem  Saargebiet  nach  Lothringen  ab- 
gesetzt wurde,  fördert  Lothringen  schon  jetzt,  wovon  nur 
1,5  Millionen  nach  Elsaß  und  Lothringen  (im  ganzen) 
gingen,  rund  500  000  aber  nach  Frankreich  abgegeben 
wurden.  Dagegen  bedarf  das  Saargebiet  der  Minette  unbe- 
dingt. Fast  ^Z,  der  lothringischen  Produktion  ging  nach 
Deutschland.  Das  Saargebiet  ist  daher  ungleich  mehr  ab- 
hängig von  Lothringen  als  umgekehrt.  Allerdings  ist  auch 
die  Minette  ihrerseits  stark  darauf  hingewiesen,  mindestens 
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teilweise  das  Saargebict  zur  Verhüttung  aufzusuchen,  da 
sie  in  die  Ferne  nicht  so  zweckmäßig  absetzbar  ist.  Saar- 
kohle und  französisch-lothringische  Minette  sind  in  der 
Tat  aufeinander  angewiesen.  Wer  aber  an  Völkerversöhnung 
und  Völkerbund  glaubt,  wird  daraus  den  willkommenen 
Schluß  ziehen:  daß  künftig  trotz  aller  jetzigen  Gegensätze 
diese  Gebiete  sich  über  die  Grenze  hinweg  wirtschafthch 
wieder  die  Hand  reichen  werden.  Wer  aber  nach  rein 
materiellen  Gesichtspunkten  für  die  Zugehörigkeit  eines 
Gebietes  sucht,  der  muß  sich  erinnern:  daß  die  Mosel  und 
ihre  Nebenflüsse,  die  natürlichen  Wasserstraßen  des  Ge- 
bietes, nach  Norden  zum  Rhein  führen  und  nach  Durch- 
führung der  von  einigen  engherzigen  Interessenten  früher 
hintertriebenen  Kanalisation  dies  erst  recht  tun  werden. 
Das  Kohlen-  und  Minettegebiet  als  Ganzes  blickt  also  hin- 
sichtlich seiner  sämtlichen  natürlichen  Bedingungen  nach 
Deutschland,  nicht  nach  Frankreich,  und  der  Versuch,  ihm 
sozusagen  den  Kopf  umzudrehen,  wäre  gegen  alle  Natur 
der  Dinge. 

Erst  recht  so  steht  es  mit  den  im  Saargebiet  auf  der 
Grundlage  seiner  Bodenschätze  beruhenden  Produktions- 
zweigen. Zunächst  mit  den  Hütten.  Ihr  Roheisen  wird  an 
Ort  und  Stelle  und  in  der  Pfalz  zu  Stahl  verarbeitet.  Für 
diesen  Stahl  aber  ist  Frankreich  kein  Markt,  sondern  nur 
Deutschland.  Ebenso  ein  spezifisches  Fertigfabrikat:  die 
Röhren.  Damit  ist  Frankreich  aus  eigener  Produktion  nach 
Bedarf  versehen,  also  kein  Markt  dafür.  Nicht  anders  die 
wichtige  Glasproduktion.  Frankreich  ist  auch  darin  über 
Bedarf  aus  eigenem  gedeckt.  Die  wichtigsten  auf  die  Kohlen 
des  Saargebietes  angewiesenen  örtlichen  Industrien  müßten 
also,  selbst  wenn  man  ihnen  die  Kohlen  ließe,  verkümmern, 
wenn  sie  gewaltsam  in  den  französischen  Wirtschaftskörper 
hineingezwängt  w^erden  sollten.  Sie  wären  freilich  vollends 
und  ausdrücklich  dem  Untergang  geweiht,  wenn  man  — 
wie  es  jetzt  in  der  französischen  Presse  angedeutet  wurde 
—  das  Saargebiet  zwar  bei  Deutschland  belassen,  ihm  dabei 
aber  die  Lieferung  von  Kohlen  für  angebliche  französische 
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Wirtschaftsbedürfnisse  auferlegen  wollte.  Für  die  Schäden 
im  Sommegebiet  wäre  eine  Deckung  gerade  aus  dem  Saar- 
gebiet wirtschaftsgeographisch  nicht  zu  rechtfertigen,  für 
das  Saargebiet  aber  wäre  sie  ruinös  und  bedeutete  eine 
wirtschaftlich  unsinnige  Zerstörung  blühender  alter  In- 
dustrien. Man  darf  auf  diesen  Plan:  die  Saarbevölkerung 
als  arbeitslose  Bettler  Deutschland  zu  überlassen,  nach- 
dem man  ihr  die  Bodenschätze  unter  den  Füßen  weg- 
konfisziert hätte,  wohl  den  Ausdruck  „niederträchtig" 
anwenden.  Vorsichtig  veranschlagt,  würde  es  sich  um  das 
Schicksal  von  rund  250  000  von  der  halben  Milhon  Men- 
schen handeln,  welche  das  .Saargebiet  heute  umfaßt. 

Wenn  übrigens  die  Zusammengehörigkeit  gerade  des 
Saargebietes  mit  dem  benachbarten  Elsaß-Lothringen  so 
,, naturgegeben"  sein  soll,  —  wie  stellen  sich  denn  die  be- 
nachbarten Elsaß-Lothringer  selbst  zu  der  Annexion  ?  Die 
in  Massen  ausgewiesenen  von  Deutschen  abstammenden 
Elsässer  werden  an  der  Grenze  von  den  Franzosen  nach 
nichts  so  sorgfältig  durchsucht  als  nach  elsässischen  Zei- 
tungen. Dennoch  wurde  mir  der  Leitartikel  einer  führenden 
deutschgeschriebenen  Straßburger  Zeitung  vorgelegt,  wel- 
cher gegen  jede  Vereinigung  dieser  ,, Saarpreußen"  mit 
Elsässern  heftig  und  in  höchst  widerlichen  Formen  pro- 
testiert: die  Elsässer  wünschen  unter  sich  zu  bleiben. 

Bedarf  nun  etwa  Frankreich  neues  Land  oder  mehr 
Bodenschätze  zur  Versorgung  seines  Menschenüberschusses  ? 
Für  die  Tatkraft  seiner  Unternehmer  ?  Für  die  Erwerbs - 
gelegenheit  seiner  Arbeiter  ? 

Frankreich  und  Deutschland  unterscheiden  sich  in 
ihrer  innern  Stellungnahme  zur  Wirtschaft  tiefgehend. 
Frankreich  ist  das  Land  des  Zweikindersystems,  des  Sparens 
und  der  Rentner.  Es  hat  im  Verhältnis  zu  seinen  natürlichen 
Möglichkeiten  zu  wenig  Menschen.  Deutschland  war  schon 
bisher  das  Land  der  Unternehmer  und  Arbeiter  und  wird 
nach  dem  Kriege  ein  Land  sein,  welches  im  Verhältnis  zu 
seinen  natürlichen  Möglichkeiten  zuviel  Menschen  hat. 
Nicht   französische    Unternehmer   oder   Arbeiter,   sondern 
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ganz  und  gar  nur:  die  französische  Finanzwelt,  die  Banken, 
die  dort  in  ganz  anderem  Umfang  als  bei  uns  die  Industrie- 
papiere in  der  Hand  halten,  hätten  ein  Interesse  daran,  mit 
einem  Objekt  wie  den  Saargruben  ihr  Spiel  treiben  zu  kön- 
nen. Für  Deutschland  dagegen  ist  nach  dem  Kriege  die 
Frage  der  Schaffung  von  Erwerbsgelegenheit  für  seine 
Arbeitermassen  schlechthin  die  Frage,  hinter  der  alle 
anderen  zurücktreten.  Wenn  man  von  der  Notwendigkeit 
einer  Millionenauswanderung  aus  Deutschland  wie  von 
einer  Selbstverständlichkeit  spricht,  so  ist  das  leider  richtig. 
Nur  unterläßt  man  gewöhnlich  zu  fragen,  nicht  nur:  wohin  ? 
sondern  vor  allem:  was  für  Dinge  müssen  bei  uns  zunächst 
eintreten,  ehe  sich  die  Milhonen  zur  Auswanderung  in  Be- 
wegung setzen  werden  ?  Diese  Millionenauswanderung 
eines  Pariavolkes  könnte  freilich  die  wirkliche  „deutsche 
Gefahr"  für  die  Erde  werden.  Ein  Frevel  sondergleichen 
ist  es,  sie  zu  befördern.  Die  schmachvolle  Ausweisung  der 
in  Elsaß-Lothringen  beheimateten  deutschdenkenden  Be- 
völkerung, der  Weltboykott  gegen  das  Deutschtum  und  die 
Abschneidung  überseeischer  Erwerbsmöglichkeiten  werden 
Deutschland  noch  mit  Massen  von  Erwerbslosen  über- 
schwemmen. Alle  diese  Perspektiven  sind  derart  unerhört 
furchtbar,  daß  der  Gedanke  als  ein  Zynismus  sondergleichen 
bezeichnet  werden  muß,  von  einer  Wegnahme  von  Pro- 
duktionsmitteln, sei  es  in  Gestalt  einer  offenen  oder  ver- 
hüllten Annexion  oder  in  Gestalt  der  Beschlagnahme  von 
Kohlenlieferungen  zu  reden,  welche  die  Stillegung  einer 
Industrie  und  die  Brotlosigkeit  von  Hunderttausenden  zur 
Folge  haben  müßte,  nur  zu  dem  Zweck,  politischen  An- 
nexionismus oder  reine  Bankinteressen  zugleich  zu  befrie- 
digen und  zu  bemänteln. 

Für  die  Zukunftspolitik,  vor  allem  für  die  Völkerbund- 
politik wird  freilich  selbst  diese  Seite  der  Sache  noch  über- 
ragt durch  die  unerhörte  Verletzung  des  Selbstbestimmungs- 
rechts, welche  uns  hier  angesonnen  wird.  Nach  langjährigem 
Genuß  der  französischen  Verwaltung  hat  das  Saargebiet 
nicht  nur,  wie  Dr.  Windelband  ausführte,  seinen  Wieder- 
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anschluß  an  Deutschland,  sondern  seinen  Neuanschluß  an 
Preußen  begehrt.  An  einen  Staat  also,  dem  sonst  in 
Deutschland  zwar  mit  allseitigem  Respekt,  aber  wenigstens 
von  Leuten,  die  vorher  noch  nicht  zu  ihm  gehört  hatten, 
selten  mit  dem  Wunsch  begegnet  wurde:  zu  ihm  zu  kom- 
men. Es  ist  meines  Wissens  das  einzige  Gebiet,  was  gerade 
diesen  Willen  geäußert  hat.  Diese  im  eigentlichsten  Sinn 
durch  Selbstbestimmung  getroffene  Entscheidung  nicht  zu- 
gunsten von  Pariser  Finanzinteressen  mit  Füßen  treten  zu 
lassen,  ist  eine  Sache  der  Ehre.  Gewiß:  Krieg  könnte 
Deutschland  in  den  nächsten  zwei  Generationen  auch  dann 
nicht  führen,  wenn  es  wollte.  Aber:  die  Revolutionen 
machen  an  künstlichen  Grenzen  nicht  Halt.  Ich  denke 
doch:  auch  die  Revolutionäre  werden  nicht  der  Ansicht  sein, 
zwar  eine  Revolution  gegen  das  eigene  Bürgertum  und  also: 
der  Bürgerkrieg,  sei  legitim,  eine  Revolution  gegen  Fremd- 
herrschaft, Fronknechtschaft  oder  Tributherrschaft  da- 
gegen nicht.  Der  Irrtum  unserer  äußersten  Linken  ist: 
zu  glauben,  man  könne  eine  moderne  Wirtschaftsordnung 
durch  Anwendung  von  Gewalt  auch  nur  um  Haaresbreite 
einer  rationalen  Gemeinschaft  näher  führen.  Dieser  Ver- 
such wird  elend  scheitern.  Anders  steht  es  aber  mit  der 
revolutionären  Durchsetzung  des  Selbstbestimmungsrechts 
gegen  eine  fremde  Gewalt-  und  Tributherrschaft.  Gegen 
politische  Vergewaltigung  deutscher  Brüder  im  Osten  oder 
Westen  würde  die  Welt  eine  deutsche  Irredentabewegung 
entstehen  sehen,  die  in  ihren  revolutionären  Mitteln  sich 
von  der  italienischen,  serbischen  nnd  irischen  nur  dadurch 
unterscheiden  würde,  daß  der  Wille  von  70  Millionen 
dahinterstände  und  —  ich  vermute,  und  ich  sage  es  offen, 
ich  erwarte  es:  —  die  akademische  Jugend  (stürmischer 
Beifall  der  Studenten).  Das  wäre  gar  nicht  anders  möglich. 
Schon  als  Privatmann  vergißt  man  zwar  Kränkungen 
seiner  Interessen,  nicht  aber  Kränkungen  seiner  Ehre. 
Erst  recht  so  eine  Nation.  Das  mögen  die  Gegner  bedenken. 
Französische  Militaristen  mögen  an  der  Verewigung  des 
Völkerhasses  ein  Interesse  haben,  welche  die  Notwendigkeit 
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eines  großen  französischen  Heeres  und  also  günstiger 
Avancementschanccn  für  die  Offiziere  motivieren  würde. 
Nicht  aber  eine  friedlich  gesonnene  Welt.  Der  Völkerbund 
wäre  innerlich  tot,  wenn  derartiges  geschähe. 

Man  spricht  jetzt  viel  von  der  „Schuld  am  Kriege". 
Wir  haben  eine  unparteiische  Untersuchung,  das  heißt: 
eine  Untersuchung  durch  Unbeteiligte,  verlangt.  Wir  wol- 
len uns  nicht  im  mindesten  dem  entziehen,  die  Verantwort- 
lichkeiten festgestellt  zu  sehen,  welche  durch  deren  Ergeb- 
nisse auf  unsere  Regierung  oder  auch  indirekt  auf  irgend 
welche  Glieder  unseres  Volkes  fallen  würde.  Aber  es  muß 
allerdings  darauf  hingewiesen  werden,  daß  diese  Unter- 
suchungen die  Völkerversöhnung  nicht  fördern  werden. 
Der  erfolgreiche  Sieger  und  der  bessere  Advokat  sind  da 
im  Augenblick  von  vornherein  im  Vorteil,  Aber  die  Erörte- 
rung kann  jahrzehntelang  weitergehen  und  mit  jedem  neuen 
Dokument,  welches  Historiker  auf  einer  der  beiden  Seiten 
auszugraben  und  zu  verwerten  sich  berufen  fühlen  werden, 
ginge  das  Gezeter  von  vorn  los.  Der  Politiker  hat  die 
Verantwortung  für  die  Zukunft  noch  ungleich  ernster 
zu  nehmen  als  die  Frage  der  Schuld  an  der  Vergangenheit. 
Diese  Verantwortung  für  die  Zukunft  ist  aber  jetzt  jene 
Verantwortung  für  den  Frieden,  welche  auf  den  Siegern 
allein  ruht,  und  von  der  es  an  der  Zeit  wäre,  zu  reden. 
Der  Politiker  kennt  nur  zw^ei  sittliche  Todsünden  in  der 
Politik:  Unsachlichkeit  und  Verantwortungslosigkeit.  Wir 
sind  durchaus  nicht  überzeugt,  daß  unsere  Regierung  in 
der  Vergangenheit  nicht  bald  die  eine,  bald  die  andere  be- 
gangen hätte.  Wir  sind  allerdings  aber  auch,  ohne  uns  zum 
Richter  unserer  Feinde  machen  zu  wollen,  desgleichen  für 
ihre  führenden  Politiker  dessen  keineswegs  sicher,  soweit  die 
Vergangenheit  in  Betracht  kommt.  Aber  eins  steht  voll- 
kommen fest:  daß  für  das  was  jetzt  geschieht,  für  Unsach- 
lichkeiten  und  Verantwortungslosigkeiten  dieses  Frie- 
dens, die  Feinde  ganz  allein  vor  der  Geschichte  die  Ver- 
antwortung tragen  werden.  Die  schmachvolle  Unsach- 
lichkeit des  Waffenstillstandes  und  der  Art  seiner  weiteren 
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Behandlung  schreit  schon  jetzt  vor  der  Zukunft  zum  Him- 
mel. Namens  der  Verantwortung  vor  der  Geschichte 
und  vor  der  Zukunft  der  europäischen  Kultur 
legen  wir  den  schärfsten  Protest  ein  gegen  jene  Niedertracht, 
welche  noch  den  Frieden  zu  einem  Mittel  des  Profits  herab- 
würdigen möchte,  daher  auch:  gegen  alle  Annexions-  oder 
Tributgelüste  gegenüber  dem  Saargebiet. 
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